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Als solche hat sie das Potenzial, die existierende Vielfalt an Erfahrungen, Pers-
pektiven und Energien ihrer Bürger*innen in produktive, kreative und innovative 
Taten umzusetzen und somit mit einer sich unaufhaltsam weiter globalisierenden 
Welt Schritt zu halten. Damit dieses Potenzial auch aktiviert werden kann, bedarf 
es sachlicher und innovativer Informationsgrundlagen und theoretischer Pers-
pektiven, welche die mannigfaltigen Realitäten innerhalb der Einwanderungsge-
sellschaft Deutschland auch abbilden können, vorhandene Potenziale sichtbar 
machen aber auch existierende Dysfunktionalitäten erkennen und gegebenen-
falls adressieren können. Die bisherige Datengrundlage (amtliche Statistiken und 
empirische Studien) und theoretischen Modelle, welche Potenziale und Defizite 
in gesellschaftlichen Institutionen und Strukturen sichtbar und erfassbar ma-
chen sollen, bedürfen daher einer innovativen Erneuerung, welche den aktuellen 
demographischen und biographischen Realitäten der Einwanderungsgesellschaft 
gerecht werden. Die bis heute verwendete Kategorie des ‚Migrationshinter-
grunds‘ (MH) ist nicht mehr ausreichend, um die vielschichtigen und ganz unter-
schiedlichen Potenziale und Hürden zu erfassen, welche Einwanderungsgesell-
schaften auszeichnen. Es bedarf also zum einen neuer Perspektiven, welche die 
vorhandene Vielfalt und somit auch Stärke des neuen Deutschlands abbilden, 
und zum anderen den Mut, bestehende sozio-ökonomisch-emotionale Schiefla-
gen zwischen verschiedenen Bevölkerungsgruppen neu zu denken. 
 
Das Konzept Intersektionalität kann hier einen wertvollen Beitrag zur Neuausrich-
tung des deutschen Selbstverständnisses als moderne Gesellschaft leisten. Im 
folgenden Beitrag widmen sich Dr. Emilia Roig (Center for Intersectional Justice; 
Kapitel 1-3 & 5-6) und Dr. Fatih Uenal (DeZIM-Institut; Kapitel 4) dem Potenzial von 
Intersektionalität, welche sowohl die größeren Prozesse von Konvivialität und Ko-
existenz erkennbar macht, ohne den Blick für die feinen Unterschiede innerhalb 
einer Einwanderungsgesellschaft zu verlieren. Es ist dies die Stärke von Intersek-
tionalität, sowohl das Übergeordnete und Allgemeine, als auch das Spezifische 
an individuellen und Gruppen-Erfahrungen, Erfahrungssystemen und Wahrneh-
mungen zusammenzudenken und Lösungsvorschläge zu formulieren. 
 
Deutschland ist bunt und vielfältig. Es braucht neue und mutige Perspektiven, die 
diese Vielfalt denkbar und sichtbar machen.   
 

Prof. Dr. Sabrina Zajak 

Abteilungsleiterin Konsens & Konflikt    

Deutsches Zentrum für Integrations- und Migrationsforschung (DeZIM) e.V. 

Mauerstr. 76 

10117 Berlin

Vorwort  

1.
Deutschland ist eine Einwanderungsgesellschaft.
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2.1. Intersektionalitätstheorie

2.1.1. Begriffsentwicklung und Herkunft

Die Intersektionalitätstheorie untersucht die Schnittpunkte der drei wichtigsten 
globalen Herrschaftssysteme – Rassismus/Kolonialismus, Kapitalismus und das 
Patriarchat – sowie deren Nebenprodukte – Klassismus, Homo- und Transphobie, 
Cis- und Heterosexismus, Ableismus, Islamophobie, Antisemitismus, Anti-Roma, 
Anti-Schwarzen, Anti-Asiatischen und Anti-Muslimischen Rassismus. Intersektio-
nalität betrachtet die Verflechtung von diversen sozialen Kategorien wie zum 
Beispiel Geschlecht, Klassenzugehörigkeit, Rasse1, sexuelle Orientierung, Ge-
schlechtsidentität, Behinderung, Religion und anderen Identitätsachsen auf 
mehreren und gleichzeitig wirkenden Ebenen. Diese Kategorien sind in eine 
soziale Hierarchie eingebettet, die von den oben genannten Systemen definiert 
wird. Die Mehrfachdiskriminierung, die sich daraus ergibt, führt zu systemischer 
Ungerechtigkeit und sozialer Ungleichheit. 
  
Die Intersektionalität weicht von essentialistischen Interpretationen ab, die die 
verschiedenen Identitätskategorien als eigenständig verstehen. In der hegemoni-
alen feministischen Wissenschaft und Bewegung, oftmals als ‚white feminism‘ 
bezeichnet, wird die Kategorie der ‚Frau‘ als eine einheitliche und homogene 
Rubrik verstanden. Indem unter dem Motto von ‚globaler Schwesternschaft‘ 
mobilisiert wird, gleichzeitig aber nur die Erfahrungen und Interessen weißer, 
heterosexueller, cisgender Mittelschichtsfrauen ohne Behinderung im Vorder-
grund stehen, werden Dominations- und Diskriminierungsstrukturen, die nicht 
alle Frauen gleichermaßen betreffen, ignoriert. Die gängigen antirassistischen 
und feministischen Bewegungen beruhen auf der Idee, dass alle Frauen dersel-
ben systemischen Unterdrückung ausgesetzt sind  und sich folglich gegen 
dasselbe Unterdrückungssystem vereinen sollten. Die einheitliche Darstellung 
der Kämpfe aller Frauen auf der ganzen Welt über ethnische und Klassenlinien 
hinweg delegitimiert die existierenden Machtstrukturen innerhalb der feministi-
schen Bewegung.  
 

Diese hegemoniale, feministische Denkweise wurde wegen ihres Mangels an 
intersektionellem Verständnis der Machtstrukturen und Dominationssysteme in 
Frage gestellt, da sich diese durch eine eindimensionale Kritik des Patriarchats 
nicht offenbaren (Davis, 1981; hooks, 1984; siehe Lorde, 1984, 1988). Der Abstieg 
der spezifischen Erfahrung von Frauen of Color2 in die Unsichtbarkeit wird durch 
den wiederkehrenden Vergleich zwischen rassifizierten Minderheiten und Frauen 
verstärkt, der von weißen Feminist*innen gemacht wird, wobei enge Parallelen 
zwischen den Ebenen, auf denen Unterdrückung und Stereotypisierung von 
Frauen und rassifizierten Menschen stattfindet, hergestellt werden. Feministische 
Theoretikerinnen, darunter Simone de Beauvoir (1973), Kate Millet (1969), Mary 
Daly (1973) und Shulamith Firestone (1970), greifen in ihren Kritiken des Patriar-
chats auf diese Rasse-Geschlecht-Analogie und auf das Master-Slave-Modell 
zurück. Der Rasse-Geschlecht-Vergleich hat dazu beigetragen, dass Schwarze 
Frauen stärker marginalisiert wurden, da ihre Erfahrungen zwischen zwei ver-
schiedenen Diskriminierungsebenen lagen, von denen keine einzeln genommen 
ihrer Lebensrealität entsprach (King, 1988). Kimberlé Crenshaw prägte in ihrem 
Essay „Demarginalizing the Intersection of Race and Sex“ (1989) den Begriff 
‚Intersektionalität’. Sie benutzte ihn, um die Prozesse zu beschreiben, bei denen 
Mehrfachdiskriminierung durch die Überschneidung verschiedener Formen 
struktureller Ungleichheit entsteht. 
  
Wenngleich Crenshaw als erste den Begriff der Intersektionalität prägte, entstand 
ein Bewusstsein mehrerer, sich überschneidender Unterdrückungen und Identitä-
ten bereits im 19. Jahrhundert, als Sklavinnen, die sich für die Abschaffung der 
Sklaverei in den USA einsetzten, eine Anerkennung ihrer doppelt marginalisierten 
Position als Frauen und Schwarze/Sklaven forderten. Sojourner Truth wies bereits 
1851 in einer Rede, die sie auf einer Frauenkonferenz in Ohio hielt, auf die Aus-
grenzung von Sklavinnen und Schwarzen Frauen in gängigen Darstellungen der 
Weiblichkeit hin. Zusammen mit Crenshaw kritisierten auch andere Autor*innen 
die Art und Weise, wie die Erfahrung von Frauen of Color in gängigen feministi-
schen Diskursen in die Peripherie gedrängt wurde, und betonten ebenso ein 
Verständnis für Mehrfachdiskriminierung und sich überschneidende Unterdrü-
ckungen (Anthias and Yuval-Davis, 1983; Anzaldúa, 1987, 1990; Combahee River 
Collective, 1977; see Davis, 1981; Glenn, 1985; hooks, 1984; Hull et al., 1982; King, 
1988; Lorde, 1984; Matsuda, 1991; Mohanty, 1991; Moraga and Anzaldúa, 1984; 
Moraga, 1983; Sandoval, 1991; Smith, 1983; Spelman, 1988). Die Theoriebildung 
der Intersektionalität wurde auf unterschiedliche Weise von diesen Autor*innen 
beeinflusst und bereichert. Während Patricia Hill Collins (1998) sich hauptsächlich 
mit dem Ausradieren des Standpunkts Schwarzer Frauen aus der Erkenntnistheo-
rie befasst (siehe 1.2.2.2), lag der Schwerpunkt bei bell hooks (1984) auf den 
Unterschieden innerhalb der Kategorie ‚Frau‘ und der Verdrängung der Erfahrung 
von Frauen of Color in den Dunstkreis der hegemonialen feministischen Denkwei-

1 Der umstrittene Begriff ‚Rasse‘ versteht sich als historisches und sozio-politisches Konstrukt, nicht als 
biologische Kategorie. ‚Rasse‘ ist ein Oberbegriff für alle sozio-politischen Kategorien, die in Deutsch-
land rassifiziert werden, wie etwa Ethnizität, Nationalität, Religion, Sprache, Kultur und Migrationsstatus.

2. 
Einleitung 

2 Der Begriff Frauen of Color stammt aus den U.S.A. und bezeichnet Frauen, die systemischem Rassismus 
ausgesetzt sind. Die Kategorie ist kontextabhängig und flexibel. So kann sich zum Beispiel eine türkische 
Frau in Deutschland als Frau of Color selbstbezeichnen, wird in der Türkei aber als weiß angesehen.
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se. Chandra Talpade Mohanty (1991) verfolgt einen mehr transnationalen Ansatz 
für die Intersektionalität. Sie spricht die Machtstrukturen des globalen Feminis-
mus an, insbesondere die Positionierung von Frauen im kapitalistischen Produkti-
onssystem nach Gesichtspunkten der Rasse und des Geschlechts. 
 
In ihrem Essay „Mapping the Margins: Intersectionality, Identity Politics, and 
Violence against Women of Color“ (1991:1244) beschrieb Kimberlé Crenshaw drei 
Erscheinungsformen der Intersektionalität: strukturelle, politische und repräsen-
tative Intersektionalität. Strukturelle Intersektionalität besagt, dass Strategien, die 
auf den Erfahrungen einer einheitlichen, essentialistischen Repräsentation von 
Frauen basieren, die Situation aller Frauen* nicht angehen kann. Diese Spaltung 
führte dazu, dass sich Frauen of Color von der weißen feministischen Bewegung 
distanzierten und identitätsbasierte Gruppen bildeten, welche feministische 
Themen aus ihrer eigenen Perspektive ansprachen. Während es bei repräsentati-
ver Intersektionalität um die ästhetische und kulturelle Repräsentation von 
Frauen of Color geht, beschreibt die politische Intersektionalität die Art und 
Weise, wie feministischer und antirassistischer Aktivismus Frauen of Color und 
deren Interessen ausschließen und an den Rand ihrer politischen Agenden 
drängen (Crenshaw, 1991:1245). 
 
Die Intersektionalität wird durch die Tatsache beschränkt, dass weiße feministi-
sche Bewegungen sich weigern, Fragen über Rasse zu stellen, und antirassisti-
sche Bewegungen blind gegenüber den Auswirkungen des Geschlechts sind. 
Dies übersieht die Art und Weise, wie Frauen of Color Rassismus anders als 
Männer of Color, und Sexismus anders als weiße Frauen erleben. Die ethnische 
Schichtung von Frauen, zum Beispiel auf dem Arbeitsmarkt, kann durch politische 
Intersektionalität begriffen werden. Die Widersprüchlichkeiten, die sich aus 
‚farbenblinden’ feministischen Widerstandsstrategien und ‚geschlechtsneutralen’ 
antirassistischen Kämpfen ergeben, deuten an, dass rassistische und sexistische 
Unterdrückung von diesen Bewegungen lediglich reproduziert werden (Crens-
haw, 1991: 1252). Die Strategien beider Bewegungen verdecken die spezifischen 
Probleme, denen Frauen of Color ausgesetzt sind. 
  
Zusammenfassend behauptet eine intersektionelle Analyse laut Crenshaw, dass 
(1) Rassismus und Sexismus sich gegenseitig verstärken; (2) die Marginalisierung 
von Frauen of Color durch geschlechter- und farbenblinde Politik und Diskurse 
verstärkt wird; und (3) die Bekämpfung rassistischer oder sexistischer Unterdrü-
ckung zwangsläufig eine politische Reaktion auf beide Ungleichheitssysteme 
nach sich ziehen sollte. 
 
Die Intersektionalität wurde seit ihrer Einführung Mitte der 1980er Jahre auf viele 
verschiedene Arten konzipiert und mobilisiert. Die Begriffe ‚ineinandergreifend‘ 
und ‚Mehrfachdiskriminierung‘ werden häufig synonym mit Intersektionalität 
verwendet, obwohl sie andere Konzeptualisierungen repräsentieren. Patricia Hill 
Collins verwendet ‚ineinandergreifend‘ (interlocking), um sich auf Phänomene auf 
der Makroebene zu beziehen, und ‚intersektionell‘, um Situationen auf der Mikro-
ebene zu beschreiben (Collins, 1997, zitiert in Carastathis, 2008: 18). Leslie McCall 

unterscheidet zwischen ‚intrakategorischer‘ und ‚interkategorischer‘ Komplexität, 
um den Unterschied zwischen ‚intersektionellen‘ und ‚ineinandergreifenden‘ 
Unterdrückungssystemen genauer abzugrenzen.3 Der interkategorische Ansatz, 
auch ‚kategorischer‘ Ansatz genannt, konzentriert sich auf die Komplexität der 
Beziehungen zwischen mehreren sozialen Gruppen innerhalb und zwischen 
analytischen Kategorien und nicht auf die Komplexität innerhalb einzelner sozia-
ler Gruppen, einzelner Kategorien oder beider (McCall, 2005: 1786). 
 
Laut Razack konzentriert sich die Analyse von ‚ineinandergreifenden‘ Unterdrü-
ckungssystemen auf die politischen Beziehungen und Strukturen, die Subjekte 
hervorbringen, während sich die intersektionelle Analyse auf die Subjekte selbst 
und auf ihre Identität konzentriert. Der Unterschied zwischen den Begriffen bleibt 
unpräzise und hat in der Literatur zur Intersektionalität keine entscheidende Rolle 
gespielt (Carastathis, 2008: 25). Soweit diese subtile Unterscheidung für das 
Verständnis des Konzepts hilfreich sein kann, ist Leslie McCalls Artikulation der 
Komplexität der Intersektionalität zutreffender.  
 
Die drei von McCall beschriebenen Ansätze unterscheiden sich in der Art und 
Weise, wie sie analytische Kategorien verstehen und verwenden. Interkategoriale 
(oder kategoriale) Komplexität, so McCall, „setzt voraus, dass Wissenschaftler*in-
nen vorläufig vorhandene analytische Kategorien anwenden, um Beziehungen 
der Ungleichheit zwischen sozialen Gruppen und sich ändernde Konfigurationen 
der Ungleichheit angesichts multipler und sich widersprechender Dimensionen 
zu dokumentieren“ (2005: 1773). Interkategoriale Komplexität macht die Relatio-
nalität zwischen diesen Gruppen zu einem Hauptanliegen, wenngleich diese 
Kategorien weder fest noch perfekt sind. Der kategoriale Ansatz versucht, diese 
Beziehungen der Ungleichheit zu entwirren und zu erklären, was nur durch die 
vorläufige Verwendung von Kategorien möglich ist. Da „die strukturellen Bezie-
hungen im Mittelpunkt der Analyse stehen und nicht die zugrunde liegende 
Annahme oder der Kontext der Analyse, ist Kategorisierung unvermeidlich“ 
(McCall, 2005: 1786). 
 
Die kategoriale Komplexität befasst sich daher eher mit der Art der Beziehung 
zwischen sozialen Gruppen und vor allem mit deren Veränderung, als mit der 
Definition oder Repräsentation solcher Gruppen an sich […]“ (McCall, 2005: 1785). 
Die Verwendung etablierter sozialer Kategorien, auch wenn dies gerechtfertigt 
sein mag, wirft dennoch eine entscheidende Frage auf: Inwieweit kann ein 
solcher Ansatz der berechtigten Kritik an kategorienbasierter Forschung wider-
stehen? Ist es überhaupt möglich, soziopolitische Kategorien so zu behandeln, 
dass sie die soziale Realität nicht vereinfachen und homogenisieren? Die Komple-
xität und Vielschichtigkeit der Analysekategorien selbst kann eine Homogenisie-
rung und vereinfachende Schlussfolgerungen vermeiden. In der Tat, Studien nach 

3 Ein dritter Ansatz von McCall ist die ‚antikategoriale Komplexität‘, die auf einer Methodik basiert, die 
analytische Kategorien dekonstruiert. Dieser Ansatz berücksichtigt, dass feste Kategorien soziale Fiktio-
nen vereinfachen, die nicht der Komplexität der sozialen Realität entsprechen.
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einem kategorialen Ansatz analysieren den Schnittpunkt der Dimensionen 
mehrerer Kategorien und untersuchen dadurch sowohl Vor- als auch Nachteile 
explizit und gleichzeitig. Es ist nicht der Schnittpunkt von Rasse, Klasse und 
Geschlecht in einer einzelnen sozialen Gruppe, der von Interesse ist, sondern die 
Beziehungen zwischen den sozialen Gruppen, die durch den gesamten Satz von 
Gruppen definiert werden, die jede Kategorie bilden. Darüber hinaus versteht der 
kategoriale Ansatz soziale Kategorien als eine Verschmelzung von mehreren, 
kleineren und spezifischen sozialen Gruppen. Die Kategorie ‚Frau‘ wird daher 
nicht als homogene, einheitliche Kategorie behandelt, sondern als eine Katego-
rie, die mehrere Unterkategorien enthält, wie: Frau of color, weiße Frau, arme 
Frau, muslimische Frau, Transfrau usw. 
  
Wie Myra Marx Ferree feststellt, ist das Bündnis weißer Feministinnen mit rassifi-
zierten Menschen in Europa problematisch, da Feministinnen nicht bereit sind, 
Geschlecht als eine Form der ‚Vielfalt‘ zu definieren, aus Angst, die Rechte von 
Frauen in der Konkurrenzskala der Rechte herabzusetzen. Sie stellt fest, dass „die 
aktive Arbeit europäischer Politiker*innen, die die Gleichstellung der Geschlech-
ter als (bereits) charakteristisch für diese Region definiert, die Kritik der europäi-
schen Feministinnen an ihren eigenen Ländern untergräbt und die vermeintlichen 
Interessen von (weißen) Frauen und ‚Einwandererinnen‘ angleicht (Ferree, 2011:  
9, Entwurfspapier). Die Tatsache, dass feministische Agenden in Frankreich und 
Deutschland die Erfahrung von heterosexuellen Frauen aus der weißen Mittel-
schicht als Sinnbild für die Anliegen aller Frauen darstellen, wird durch die Liste 
der frauenpolitischen Themen verdeutlicht, die als relevante und universelle 
feministische Ziele angesehen werden. Dazu zählen die Anstrebung eines ausge-
glichenen Karriere- und Familienlebens, gleichgestellte Bezahlung von Männern 
und Frauen. Intersektionelle feministische Agenden hingegen würden Fragen des 
Zugangs zur Staatsbürgerschaft, der Rassendiskriminierung auf dem Arbeits-
markt, des Zugangs zur öffentlichen Kinderbetreuung oder des Heterosexismus 
in der Familienpolitik als ebenso relevante feministische Fragen behandeln.

2.1.2. Aufnahme in Deutschland
 
Als akademische Theorie wurde die Intersektionalität nach der Entwicklung des 
Konzepts in den USA zunächst in der angelsächsischen Geschlechterforschung 
aufgegriffen und erreichte den deutschen Sprachraum zu Beginn der 2000-er. 
Seitdem wuchs die Reichweite des Konzepts in Deutschland, was dazu führte, 
dass bereits viele Disziplinen wie die Soziologie, Kulturwissenschaft, Ethnologie, 
Geschichte, Rechtswissenschaft, Philosophie, Psychologie, Migrationsforschung, 
Politik und natürlich Geschlechterforschung davon berührt wurden. Obgleich In-
tersektionalität als Theorie, heuristische Methode oder konzeptionelles Werkzeug 

angewendet wird, loben eine Reihe von Autor*innen sie als einen der mächtigs-
ten Beiträge zur feministischen Wissenschaft (Davis, 2008; Grabham et al., 2009; 
McCall, 2005). Zahlreiche feministische Wissenschaftler*innen arbeiten derzeit an 
deutschen Universitäten zur Intersektionalität, und das Konzept wurde als neues 
Paradigma in der feministischen Forschung übernommen (Degele und Winker, 
2009; Lutz et al., 2011; Walgenbach et al., 2007). Zu den Akademiker*innen, die 
sich aktuell im deutschen Kontext mit der Intersektionalität befassen, gehören 
unter anderem Prof. Iman Attia, Dr. Yasemin Shooman, Dr. Nivedita Prasad, Prof. 
Fatima el-Tayeb, Prof. Encarnación Gutierrez-Rodriguez und Dr. Jin Haritaworn. 
Dennoch ist die Intersektionalität „im Gegensatz zu anderen travelling theories […] 
weitverbreiteten Falschdarstellungen, Tokenisierung, Verschiebung und Disarti-
kulation ausgesetzt“ (Bilge, 2013: 410).  
 
Eine Herausforderung für eine fundierte und effektive Verbreitung der Intersek-
tionalität in Deutschland, vor der auch andere europäische Länder stehen, ist 
der Widerwille, sich der Bedeutung von Rasse und der Realität des Rassismus in 
Europa zu stellen. Europa ist von einer Tradition geprägt, sich der Hautfarbe bzw. 
Rasse blind gegenüber zu stellen, besonders im rechtlichen Raum, wo Rasse im 
Bereich des Gesetzes, der Politik und der Gesellschaft als irrelevant, überholt 
oder an sich rassistisch angesehen wird. Besonders in Deutschland und Frank-
reich führte diese Mentalität der Rassenblindheit zu einem Diskurs von Post-Ras-
sismus (post-racialism), welcher auf der Überzeugung basiert, dass die Kategorie 
der ‚Rasse‘ nicht länger ein Ordnungsprinzip der Gesellschaft bildet.4 Solch eine 
Ideologie ist äußerst problematisch, denn jede Erscheinung des Rassismus in der 
Vergangenheit wirkt fort auf die Macht, Privilegien, Positionen und Vorurteile der 
weiß dominierten Bevölkerungen Europas.5  
 
Dementsprechend wird Intersektionalität in Deutschland und Europa als funkti-
onalistisches Werkzeug verwendet, wobei deren politisches und subversives Po-
tential weitestgehend ausgeblendet wird. Intersektionalität kann nur vollständig 
eingesetzt werden, wenn Diskriminierung vollständig angegangen und bekämpft 
wird, denn die intersektionelle Perspektive auf ein systemisches Verständnis von 
sozialer Ungleichheit und Diskriminierung wird ignoriert.  

4 Cho, Sumi. 2009. „Post-Racialism”. Iowa Law Review, 94(5), 1589–1650.
5 Eggers, Maisha; Kilomba, Grada; Piesche, Peggy; Arndt, Susan (Hrsg.). 2005. „Mythen, Masken und 
Subjekte. Kritische Weißseinsforschung in Deutschland”. Münster: Unrast Verlag.

2.2. Die vier Dimensionen von Diskriminierung  
 
Bevor wir uns der Frage widmen können, wie wir Diskriminierung bekämpfen 
sollten, müssen wir das Ausmaß und die Komplexität des Konzeptes selbst 
verstehen. Diskriminierung kann bis zu vier Dimensionen haben: die individuelle, 
strukturelle, institutionelle und historische Dimension. Im aktuellen europäischen 
Antidiskriminierungsrahmen wird fast ausschließlich die individuelle Dimension 

Die Intersektionalität ist eine wertvolle Ressource, die auf vielfältige Weise mobilisiert werden 
kann, unter anderem als analytischer Rahmen und als Instrument der Interessenvertretung und 
Politikgestaltung. Intersektionalität bietet die Möglichkeit, den dominanten rechtlichen und poli-
tischen Diskurs kritisch zu analysieren. 
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2.2.1. Individuelle Diskriminierung
 
Individuelle Diskriminierung ist die Ebene, mit der die meisten Menschen vertraut 
sind und über die am häufigsten gesprochen wird. Diese stellt jedoch lediglich 
die Spitze des Eisbergs dar. Individuelle Diskriminierung kann absichtlich oder 
unabsichtlich erfolgen, obwohl sie nach allgemeinem Verständnis durch Absicht 
gekennzeichnet ist. Diese Dimension von Diskriminierung wird von einer Person 
an einer anderen verübt, und alle Handlungen können klar durch den Rahmen 
des Täters/Opfers verstanden werden. Einige Beispiele von individueller Diskri-
minierung sind: ,Hate speech’, ausgesprochene Vorurteile, Stereotypisierung und 
verbale und körperliche Übergriffe. Die öffentliche Debatte um individuelle Diskri-
minierung gibt die Schuld für das Phänomen bestimmten Menschen und Grup-
pen, die folglich diszipliniert werden müssen. Es fehlt ein kritisches Verständnis 
von Diskriminierung als System, in dem Opfer und Täter nicht immer eindeutig 
benannt werden können. Viele Menschen, die von Diskriminierung betroffen sind, 
nehmen dies nicht wahr, und die Mehrheit der Menschen, die diskriminieren, ist 
sich dessen nicht bewusst. 
 
Ein Argument, das oft benutzt wird, um intersektionelle, feministische Arbeit zu 
delegitimieren, ist das der ,Umgekehrten Diskriminierung’ (Reverse Discrimina-
tion). Der Begriff bezieht sich auf das Argument, dass auch Menschen der domi-
nanten Gruppe (z. B. weiße Menschen oder Männer) Diskriminierung ausgesetzt 
sind. Diese Argumentation ignoriert die Tatsache, dass Diskriminierung nur durch 
die Verflechtung von Vorurteilen und der Macht, diese tatsächlich durchzusetzen, 
zu realer Unterdrückung führt. Obwohl weiße Menschen rassistische Vorurteile 
erleben können, wird der umgekehrte Rassismus dadurch ausgeschlossen, dass 
weiße Menschen von systemischen Machtverhältnissen privilegiert werden. Das 
Argument der umgekehrten Diskriminierung fungiert als ein unterdrückendes 
Werkzeug, welches denjenigen Möglichkeiten nimmt, die in unserer Gesellschaft 
wirklich ausgegrenzt werden. 

2.2.2. Strukturelle Diskriminierung
 
Dies ist eine Form der Diskriminierung, die aus der statistischen Aggregation 
einzelner Diskriminierungsfälle zum Vorschein kommt und welche die soziale 
Manifestation von Ungleichheit repräsentiert. Eine kritische Auseinandersetzung  
mit der strukturellen Dimension von Diskriminierung erfordert eine kontextuelle 
Analyse sozialer Phänomene. So können beispielsweise Statistiken instrumen-
talisiert oder falsch interpretiert werden, wenn eine soziologische Analyse fehlt. 
Die Über- oder Unterrepräsentation von bestimmten Gruppen in gewissen 
Sektoren oder Institutionen (z. B. Gefängnisse, Vorstände und andere Entschei-
dungsgremien, bestimmte Arbeitssektoren, etc.) kann auf die intrinsischen (und 
genetischen) Eigenschaften der Gruppe zurückgeführt werden, wenn die struk-
turellen Faktoren nicht betrachtet werden.    
 
Strukturelle Diskriminierung beruht auf tiefsitzenden sozialen Hierarchien, 
wobei verschiedene Identitätsmerkmale als anderen überlegen gelten. Somit 
werden manche Menschen aufgrund ihres Geschlechts, ihrer Rasse, Nicht/be-
Hinderung, Sexualität etc. an die Spitze dieser Hierarchie gesetzt, wodurch sie 
Privilegien erhalten und Bedingungen erfahren, die ihre Machtpositionen und 
ihre Überlegenheit reproduzieren. Alle Personen, die diese Merkmale nicht auf-
weisen, werden im Rahmen dieser gesellschaftlichen Strukturen systemischer 
Ungleichheit ausgesetzt. Implizite Vorurteile üben sich nicht nur auf negative, 
benachteiligende Weise aus. Personen hegen auch implizite Präferenzen, die 
dazu führen können, dass Menschen aus der dominanten Gruppe Privilegien 
aufgrund ihrer Identität erhalten, auch wenn diese unsichtbar sind (z. B. weiße 
Menschen, Männer, Menschen ohne Behinderung, heterosexuelle und cis-ge-
schlechtliche Menschen). 

der Diskriminierung betont, die in absichtlichen Verhaltensweisen und diskrimi-
nierenden Meinungsäußerungen zum Vorschein kommt. Dies kann dazu führen, 
dass der größere Zusammenhang übersehen wird, wie etwa die Rolle, die Ins-
titutionen und deren Angehörige spielen; die unbeabsichtigten Auswirkungen 
bestimmter Gesetze und politischer Richtlinien (indirekte Diskriminierung); oder 
die mediale Darstellung bestimmter religiöser Gemeinschaften. Ebenso können 
wir Diskriminierung nicht analysieren, ohne das historische Erbe vergangener 
Dominationssysteme zu berücksichtigen, die weiterhin unsere gegenwärtigen po-
litischen Systeme, Normen, Werte und Repräsentationen kennzeichnen. 

 

 
Es folgt eine erweiterte Erklärung von jeder der vier Dimensionen der Diskriminie-
rung, und den gezielten Maßnahmen, die nötig sind, um diese zu bekämpfen.

Straf- und Zivilrechtliche Maßnahmen, die 
Diskriminierung verbieten und bestrafen. 

Die Verbreitung von Aussagen wie z. B. „Dis-
kriminierung wird nicht toleriert”, um der 
Normalisierung von individueller Diskrimi-
nierung entgegenzuwirken. 

Proaktive Sensibilisierungsarbeit und Kam-
pagnen, die auch unbeabsichtigte Diskrimi-
nierung offenkundig machen.

Individuelle Diskriminierung kann durch  
folgende Maßnahmen bekämpft werden:

Ein intersektioneller Ansatz, der all diese Dimensionen berücksichtigt, ermöglicht es uns, über 
das Offensichtliche hinauszugehen und Probleme in ihrer gesamten Komplexität zu verstehen.



/
 In

te
rs

e
kt

io
n

al
it

ät
 in

 D
e

u
ts

ch
la

n
d

1514

6 Positive Maßnahmen (Quoten) ist ein höchst umstrittenes Konzept, wobei es wichtig ist zu verstehen, 
dass es sich dabei nicht lediglich um zusätzliche, umgekehrte Diskriminierung handelt sondern um ein 
Remedium gegen das unebene Fundament unser Gesellschaften, in denen Ressourcen, Privilegien und 
Benachteiligungen zu verschiedenen Personen aufgrund ihrer Identitäten unterschiedlich verteilt werden.

2.2.3. Institutionelle Diskriminierung 
 
Institutionelle Diskriminierung wird durch Institutionen und Gesetze aufrechter-
halten. Diejenigen, die Machtpositionen in Institutionen halten, tendieren dazu, 
Diskriminierung (meist unbewusst und ohne Absicht) durch unbewusste Vorur-
teile zu reproduzieren und zu bekräftigen. So üben Lehrer*innen, Richter*innen, 
Polizist*innen, Ärzt*innen, Beamt*innen usw. ihre Macht durch tägliche Hand-
lungen und Entscheidungen aus, die durch ihre (unbewussten) Vorurteile und 

Strukturelle Diskriminierung kann durch 
folgende Maßnahmen bekämpft werden:

Positive Maßnahmen6 (Affirmative Action) können implementiert wer-
den, um der strukturellen Diskriminierung entgegenzuarbeiten – der 
Begriff bezieht sich auf gesellschaftliche und politische Maßnahmen, 
die der systematischen Benachteiligung von bestimmten sozialen 
Gruppen aufgrund negativer Diskriminierung gezielt entgegenwirken. 
Ein Beispiel einer positiv diskriminierenden Maßnahme sind Quoten 
in der Personalpolitik z. B. für Frauen, Menschen mit Behinderung und 
ethnische Minderheiten. Quoten dienen dazu, implizite Vorurteile 
und Präferenzen zu bekämpfen, sodass die Vielfalt der Gesellschaft 
proportional gespiegelt wird. Positive Maßnahmen dienen dazu, die 
implizite Benachteiligung/Privilegierung auszugleichen, welche 
verschiedene Gruppen und Personen in ihrem Lebenslauf erhalten, 
und welche ihnen bestimmte Qualifikationen/Mängel verleiht. Quo-
ten allein können zwar die strukturelle Dimension der Diskriminierung 
angehen, reichen aber alleine nicht aus um die anderen Dimensio-
nen (die individuelle, institutionelle und historische) zu beseitigen. 
Deshalb ist es äußerst wichtig, durch die Einführung verschiedener 
Maßnahmen alle Dimensionen gleichzeitig zu bekämpfen. 
 
Reformierung von Systemen und Strukturen, die zu erhöhter strukturel-
ler Diskriminierung führen, wie z. B. das dreischichtige deutsche Schul-
system, das soziale und ethnische Ungleichheiten verschärft, oder die 
Umstrukturierung des stratifizierten deutschen Pflegesektors. 
 
Förderung von wissenschaftlichen Studien, die die Ursachen und 
strukturelle Faktoren von Diskriminierungsmustern untersuchen. 

7 European Union Agency for Fundamental Rights and Council of Europe. 2018. „Handbook on European 
non-discrimination law” Luxembourg: Publications Office of the European Union, p. 53
8 ECtHR, D.H. and Others v. the Czech Republic [GC], No. 57325/00, 13 November 2007.
9 European Union Agency for Fundamental Rights and Council of Europe. 2018. „Handbook on European 
non-discrimination law” Luxembourg: Publications Office of the European Union, p. 55
10 Burkhardt, Maren; Barskanmaz, Cengiz. 2019. „Verfassungsrechtliche Bewertung der Vorschrift des  
§ 21 Abs.2 Nr. 1 des Allgemeinen Gesetzes zum Schutz der öffentlichen Sicherheit und Ordnung in  
Berlin – das Konzept der ‚kriminalitätsbelasteten Orte’“. Berlin: Berliner Bündnis BAN RACIAL PROFILING.

Stereotype beeinflusst werden. Eine Lehrerin könnte zum Beispiel ihre Schüle-
rinnen dazu ermutigen, einen Beruf als Pflegekraft zu erlernen und ihre Schüler 
dazu, sich in naturwissenschaftlichen und mathematischen Berufen zu engagie-
ren. Eine solche Entscheidung beruht auf unbewussten Vorurteilen über ge-
schlechtsbezogene Kompetenzen. Die Kumulation von solchen Handlungen und 
Entscheidungen führt zu institutioneller – und struktureller – Diskriminierung.   
 
Institutionelle Diskriminierung äußert sich – ähnlich wie strukturelle Diskriminie-
rung – oft als indirekte Diskriminierung: wenn eine scheinbar neutrale Richtlinie 
eine Person oder eine Gruppe, die dieselben Eigenschaften aufweist, benach-
teiligt.7 Ein ausführliches Beispiel hierzu ist ein Fall aus dem Bildungssystem in 
der Tschechischen Republik, wo die intellektuelle Kapazität von Schüler*innen 
anhand von Tests gemessen wurde, um festzustellen, ob sie in Sonderschulen 
für Kinder mit besonderen Bildungsbedürfnissen untergebracht werden soll-
ten.8 Es wurde Klage gegen die Tschechische Republik eingereicht, mit der 
Begründung, dass die Ergebnisse der durchgeführten Tests bestehende Vorur-
teile gegenüber Kindern mit Rroma-Abstammung reflektieren, und die daraus 
resultierenden Entscheidungen bezüglich der Sondereinschulung die Beson-
derheiten von Rroma-Kindern nicht berücksichtigten. Zu diesen ,Besonderhei-
ten’ zählen zum Beispiel ein mangelnder Bildungshintergrund (ohne Vorschule), 
mangelnde Sprachkenntnisse im Tschechischen und die ungewohnte Testsi-
tuation. Infolgedessen hatten Rroma-Schüler*innen von Natur aus eine höhere 
Wahrscheinlichkeit, schlechte Leistungen bei den Tests zu erzielen, was dazu 
führte, dass zwischen 50 und 90 % der Rroma-Kinder außerhalb des konventi-
onellen Bildungssystems unterrichtet wurden. Der Europäische Gerichtshof für 
Menschenrechte (EGMR) stellte fest, dass es sich in diesem Fall um indirekte 
Diskriminierung handelt.9 
 
Ein weiteres Beispiel für institutionell Diskriminierung ist ‚Racial Profiling’, bezie-
hungsweise rassistisch motivierte polizeiliche Maßnahmen. Solche Maßnahmen 
werden durch Gesetze und Richtlinien legitimiert, die angeblich neutral sind, 
aber in der Praxis unterschiedliche Gruppen nicht einheitlich behandeln. Dies 
geschieht zum Beispiel durch die Vorschrift des Allgemeinen Gesetzes zum 
Schutz der öffentlichen Sicherheit und Ordnung (ASOG), welches 1992 in Berlin 
eingeführt wurde, wodurch Identitätskontrollen an sogenannten „gefährlichen 
Orten“ genehmigt wurden (ähnliche Vorschriften bestehen mittlerweile in allen 
Bundesländern).10 Erklärt die Polizei einen Ort zu einem sogennanten gefährli-
chen, ,kriminalitätsbelasteten’ Ort, schafft das für sie die rechtliche Grundlage, 
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11 Polizeiliche Maßnahmen zur Gefahrenabwehr und Strafverfolgung können mit unterschiedlicher 
Intensität in die Schutzbereiche von Grundrechten eingreifen. Die hierfür erforderlichen gesetzlichen 
Ermächtigungsgrundlagen müssen die Voraussetzungen und Grenzen regeln. Ausgehend von den 
Grundsätzen der Verhältnismäßigkeit und Bestimmtheit hat sich ein komplexes System von verschiedenen 
Eingriffsschwellen entwickelt. Die Polizei muss dieses bei der Erfüllung ihrer Aufgaben im Blick haben.
12 European Network Against Racism. 2014. „Invisible Visible Minority – Confronting Afrophobia And 
Advancing Equality For People Of African Descent And Black Europeans In Europe“. Brussels: European 
Network Against Racism.
13 Personen besitzen oft auch unbewusste Vorurteile gegenüber den Gruppen denen sie selbst ange-
hören, vor allem Grupwpen die Benachteiligung ausgesetzt sind.

Sogenannte Implicit Bias Tests können benutzt werden, um 
Personen auf Vorurteile aufmerksam zu machen, welche 
sie möglicherweise unbewusst in sich tragen. Nachdem ein 
Bewusstsein hergestellt wurde, können entsprechende Fort-
bildungen dabei helfen, den Einfluss dieser Vorurteile auf die 
Handlungen und Interaktionen der Menschen zu verkleinern. 

Die Auswirkungen von unbewussten Vorurteilen können 
gesenkt und sogar beseitigt werden, indem die Vielfalt der 
Gesellschaft in Institutionen und Machtpositionen widerge-
spiegelt wird.13 

unterhalb der Eingriffsschwelle11 für eine konkrete Gefahr Identitätskontrol-
len innerhalb eines bestimmten Gebiets vorzunehmen. Diese Absenkung der 
polizeilichen Eingriffsschwelle betrifft überproportional nicht-weiße Menschen, 
denn es erleichtert rassistische Profilbildung, indem rassistische Vorurteile und 
Stereotypisierung mit Kriminalität in Verbindung gebracht werden. Das Europäi-
sche Netzwerk gegen Rassismus (ENAR) berichtete 2014, dass in Großbritannien 
Menschen afrikanischer Abstammung mit 6-facher Wahrscheinlichkeit von der 
Polizei aufgehalten und durchsucht werden, verglichen mit sichtbar weißen 
Menschen.12 Die übermäßige Kontrolle von nicht-weißen Menschen führt zu 
einer Überrepräsentation in Verhaftungen und Gefängnissen. In spanischen  
Gefängnissen zum Beispiel sind Rroma-Frauen weitgehend überrepräsentiert 
(20-Mal gegenüber anderen Bevölkerungsgruppen). Solche Statistiken deuten, 
für sich genommen, auf eine höhere Kriminalität in solchen Bevölkerungsgrup-
pen, was Racial Profiling eine scheinbar legitime Grundlage gibt. Dies führt zu 
einem sich selbst aufrechterhaltenden Teufelskreis, dessen Ursache die über-
proportionale Kontrolle von rassifizierten Gruppen ist. Das ASOG Gesetz ist ein 
Beispiel dafür, wie Diskriminierung rechtlich legitimiert und institutionalisiert wird. 

2.2.4. Historische Diskriminierung
 
Die Berücksichtigung der historischen Dimension ist für jede Analyse von Diskri-
minierung notwendig, denn historische Ereignisse weisen immer eine Kontinuität 
in die Gegenwart auf. Zum Beispiel waren die Versklavung von afrikanischen 
Menschen, der Kolonialismus, der Genozid an den Nama und Herero und der 
Holocaust/Porajmos keine Einzelfälle, die mit dem Ende des formellen Sklaven- 
handels, der Kolonialherrschaft, des Genozids im damaligen Süd-West Afrika 
und des Holocaust/Porajmos begannen und endeten. Es gibt klare Kontinuitäten 
und gegenseitige Einflüsse zwischen Kolonialrassismus, Antisemitismus, patriar-
chischer und kapitalistischer Unterdrückung und heutigen Diskriminierungsmus-
tern. Diese Ereignisse bestimmen weiterhin die Art und Weise, wie wir als Indi-
viduen und Gesellschaften verschiedene Personengruppen klassifizieren und 
hierarchisieren, und wie Zugänge zu Ressourcen, Rechten und Macht aufgeteilt 
werden. Ohne ein angemessenes Verständnis der historischen Dimension der 
Diskriminierung sind wir nicht in der Lage, die Mechanismen, die zur Entstehung 
von gegenwärtigen Diskriminierungsdynamiken führen, vollständig zu verstehen. 
 

Institutionelle Diskriminierung kann durch 
folgende Maßnahmen bekämpft werden:

Durch mehrdimensionale Erinnerungsarbeit aus mehreren Perspektiven. 
Deutschland wird oft als Vorbild für Erinnerungsarbeit angepriesen, 
doch solche Zuweisungen beruhen auf einer unvollständigen Nacher-
zählung der deutschen Geschichte. Zum Beispiel: als Kolonialmacht be-
ging Deutschland zu Anfang des 20. Jahrhunderts im heutigen Namibia 
Völkermord an den Nama und Herero. Ein Genozid, für den die deutsche 
Regierung bis heute keine Reparationszahlungen leistet. Auch in Bezug 
auf den Holocaust/Porajmos besteht eine Diskrepanz zwischen der 
Anerkennung und Entschädigung von unterschiedlichen Opfergrup-
pen des Holocaust. Im Vergleich zu Jüd*innen werden zum Beispiel die 
Rroma und Sinti als Opfer des Nazi-Regimes bis heute nicht im gleichen 
Maße anerkannt oder entschädigt, ebenso wie die Opfer der Euthanasie 
(Kranke, Menschen mit Behinderungen etc.). 
 
Historische Analysen, die zeigen, wie sich soziale Ungleichheiten im Laufe 
der Zeit gebildet und entwickelt haben, müssen durchgeführt und Gegen-
maßnahmen müssen entsprechend angepasst werden. Diskriminierung 
wie z. B. die Benachteiligung von Rroma im deutschen Bildungs- und Asyl-
system darf nicht als gegenwärtige Erscheinung verstanden, sondern muss 
historisch betrachtet werden, denn sonst werden jegliche Gegenmaßnah-
men das Problem nur unvollständig angehen. Auch müssen die Kontinui-
täten von historischer Diskriminierung, die sich in aktuellen Gesetzen und 
Richtlinien zeigen, kritisch behandelt werden.

Die historische Dimension der Diskriminierung – und ihr Einfluss auf die 
Gegenwart – kann durch verschiedene Maßnahmen bekämpft werden:
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historische, institutio- 
nelle und politische 
Entwicklungen

Überblick des juristischen und 
Policy Rahmens von Intersektio-
nalität in Deutschland 

Wenngleich Intersektionalität in die aka-
demischen Räume in Deutschland bereits 
vorgedrungen ist, läuft die Aufnahme in die 
Gesetzgebung eher schleppend. Im Bericht 
„Mehrdimensionale Diskriminierung – Be-
griffe, Theorien und juristische Analyse”14 der 
Antidiskriminierungsstelle des Bundes wird 
ausführlich auf das Thema mehrdimensionale 
Diskriminierung in Deutschland eingegangen. 
Wir liefern in diesem Absatz eine Zusammen-
fassung der relevanten Punkte.  
 

  Das Allgemeine Gleichbehandlungs-
gesetz (AGG) ist seit dem 18. August 2006 
rechtskräftig. Es thematisiert an verschiede-
nen Stellen intersektionelle Diskriminierungen, 
namentlich §§ 4, 9, und 27 Abs. 5 AGG. In § 4 
AGG wird die Benachteiligung unter mehreren 
Aspekten behandelt: 
 
„Erfolgt eine unterschiedliche Behandlung we-
gen mehrerer der in § 1 genannten Gründe, 
so kann diese unterschiedliche Behandlung 
nach den §§ 8 bis 10 und 20 nur gerechtfertigt 
werden, wenn sich die Rechtfertigung auf alle 
diese Gründe erstreckt, derentwegen die 
unterschiedliche Behandlung erfolgt.“ 
 

  §9 AGG beschäftigt sich mit dem Sonder-
fall vom Zusammentreffen von Religion und 
anderen Kategorien in Hinblick auf Diskrimi-
nierung:  
 
„Ungeachtet des § 8 ist eine unterschiedli-
che Behandlung wegen der Religion oder der 
Weltanschauung bei der Beschäftigung durch 

Religionsgemeinschaften, die ihnen zugeord-
neten Einrichtungen ohne Rücksicht auf ihre 
Rechtsform oder durch Vereinigung, die sich 
die gemeinschaftliche Pflege einer Religion 
oder Weltanschauung zur Aufgabe machen, 
auch zulässig, wenn eine bestimmte Religion 
oder Weltanschauung unter Beachtung des 
Selbstverständnisses der jeweiligen Religions-
gemeinschaft oder Vereinigung im Hinblick 
auf ihr Selbstbestimmungsrecht oder nach Art 
der Tätigkeit eine gerechtfertigte berufliche 
Anforderung darstellt.“ 
 

  §27 Abs. 5 AGG schreibt vor, dass bei 
Diskriminierung unter mehreren Aspekten die 
zuständigen Behörden zusammenarbeiten 
sollen.  
 
„Die Antidiskriminierungsstelle des Bundes und 
die in ihrem Zuständigkeitsbereich betroffenen 
Beauftragten der Bundesregierung und des 
Deutschen Bundestages sollen bei Benachtei-
ligungen aus mehreren der in § 1 genannten 
Gründe zusammenarbeiten.“

	 Zwar geht das AGG an diesen Stellen auf 
intersektionelle Diskriminierung ein, doch wird 
deutlich, dass es auch große Lücken gibt. So 
bietet das Gesetz weder eine genaue Definiti-
on von intersektioneller Diskriminierung, noch 
geht es darauf ein, welche konkreten Rechts-
folgen intersektionelle Diskriminierung mit 
sich bringt, noch wie das Konzept in Gerichts-
prozessen umgesetzt werden kann.

Weiterhin ist im AGG nur von Diskriminierung aus 
mehreren Gründen die Rede, was dazu führt, 
dass nicht klar ist, ob konkret intersektionelle 
Diskriminierung adressiert wird oder jedoch das 
limitierte Konzept der Mehrfachdiskriminierung 
genutzt wird. Durch das Gesetz wird also das Pro-
blem der intersektionellen Diskriminierung weder 
hinreichend gelöst noch klar benannt.  
 

Bestandsaufnahme: 

3.

3.1.

14 Abrufbar unter: https://www.antidiskriminierungsstelle.de/SharedDocs/Downloads/DE/publikationen/Expertisen/
Expertise_Mehrdimensionale_Diskriminierung_jur_Analyse.pdf?__blob=publicationFile
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In der Begründung der Bundesregierung zum 
Entwurf des AGG wird an mehreren Stellen in-
tersektionelle Diskriminierung erwähnt. Doch 
auch hier bleibt es bei einem sehr begrenzten 
und einschränkenden Verständnis von Inter-
sektionalität. So wird zwar anerkannt, dass 
es zu mehrdimensionalen Diskriminierungen 
kommen kann, insbesondere in Bezug auf 
Frauen und Menschen mit Migrationshinter-
grund, doch generalisiert der Text und geht 
von pauschalen, stereotypisierenden Annah-
men aus in Bezug auf die Erfahrungen und 
Gründe von intersektioneller Diskriminierung 
von Frauen und Menschen mit Migrationshin-
tergrund.  
 
Das Feedback zum Gesetzentwurf war 2005 
gemischt. Es wurde zum einen der horizon-
tale Ansatz des Gesetzes begrüßt sowie die 
Einrichtung einer zentralen Antidiskrimi-
nierungsstelle, die es einfacher macht, auf 
intersektionelle Diskriminierung einzugehen. 
Andererseits wurde die konkrete Benennung 
von Mehrfachdiskriminierung vermisst sowie 
eine genaue Regelung für „Schnittmengen-
diskriminierungen”. 
 

  Auf Bundesebene gibt es weitere Gesetze 
außerhalb des AGG, die sich mit Diskrimi-
nierung aufgrund von mehreren Kategorien 
auseinandersetzen. Zum einen gehört hierzu 
das Grundgesetz (GG) Art. 3 Abs. 3. Hier wird 
ein Schutz von Menschen mit Behinderung vor 
Benachteiligung sichergestellt.  
 
In anderen Gesetzestexten wird ebenfalls  
auf die Benachteiligung wegen verschiedener 
Gründe oder Merkmale eingegangen. Jedoch 
werden hier Aufzählungen mit dem Wort 
„oder” verbunden anstelle von „und”, sodass 
es sich um keine hinreichende intersektionelle 
Perspektive auf Benachteiligungen handelt. 
Zwar gibt es in manchen Gesetzestexten, 
insbesondere im Betriebsverfassungsrecht, 
ausführliche und inklusive Auflistungen von 
verschiedenen Kategorien oder Identitäts-
merkmalen, die nicht zur Benachteiligung 

Aufmerksamkeit geschenkt als im nationalen 
Kontext. Zuständige Stellen in den europäi-
schen Strukturen haben die Wichtigkeit und 
Zentralität des Themas Intersektionalität 
erkannt und so werden immer mehr Daten 
erhoben und Berichte verfasst, die auf inter-
sektionelle Diskriminierung eingehen. Auf 
europäischer Ebene geht man oft weiter als 
in Deutschland. Allerdings lassen sich im 
europäischen Recht ähnliche Lücken wie 
im deutschen Recht erkennen. So werden 
verschiedene Diskriminierungskategorien nur 

führen dürfen, jedoch bleiben konkrete Re-
gelungen zu einer intersektionellen Benach-
teiligung aus.  
 

  Ein weiteres Gesetz, welches intersek-
tionelle Diskriminierung behandelt, ist das 
Soldatinnen- und Soldatengleichbehand-
lungsgesetz (SoldGG).
 
	 In den Antidiskriminierungsregelungen 
für Menschen mit Behinderung wird an einigen 
Stellen konkret auf eine mehrdimensionale Dis-
kriminierung eingegangen. So beschäftigen sich 
manche Gesetzestexte explizit mit den Rechten 
und dem Schutz von Frauen mit Behinderung 
oder älteren Menschen mit Behinderung. 

Hier wurde also erkannt, dass es intersektio-
nelle Formen der Diskriminierung gibt. Aller-
dings gibt es auch hier das zuvor erwähnte 
Problem, dass durch die generalisierende 
Heraushebung der Kategorie ‚Frau’ allgemei-
ne, stereotypisierende Annahmen reproduziert 
werden, die davon ausgehen, dass alle Men-
schen, die einer gewissen Kategorie zugehörig 
sind, Diskriminierung gleich und einheitlich 
erfahren. Es wird die Tatsache vernachlässigt, 
dass Frauen keine homogene Gruppe sind, 
sondern sich in völlig unterschiedlichen Le-
benssituationen befinden können. Das Stigma 
‚Frau’ wird somit am Leben gehalten.  
 
Insgesamt wird deutlich, dass es in Deutsch-
land noch viele Lücken in juristischen Texten 
gibt, wenn es um intersektionelle Diskriminie-
rung geht. Dies liegt vor allem daran, dass es 
bis jetzt noch kein tiefergehendes Verständnis 
von und keine allgemeine Auseinanderset-
zung mit dem Thema Intersektionalität und 
Diskriminierung gibt. 

	 Außerdem fokussiert das AGG stark auf 
individuelle Diskriminierung und blendet andere 
Formen der Diskriminierung weitestgehend aus.
 
Im europäischen Kontext wird dem Konzept 
der intersektionellen Diskriminierung mehr 

nebeneinandergestellt und mit einem „oder” 
verbunden. Außerdem beschränkt sich das 
Verständnis von mehrdimensionaler Diskrimi-
nierung wieder nur darauf, dass zwei Kategori-
en zusammenwirken können und oftmals wird 
wieder stigmatisierend die Kategorie ‚Frau‘ 
hervorgehoben. Zudem gibt es keine einheitli-
che Umsetzung des Konzepts der mehrdimen-
sionalen Diskriminierung in den Mitgliedsstaa-
ten und auch der Europäische Gerichtshof hat 
bis jetzt noch keine Urteile zur intersektionel-
len Diskriminierung von Frauen anerkannt.15 

15 Schiek, Dagmar. 2017. Intersektionelle Diskriminierung vor dem europaischen Gerichtshof – ein erster verfehlter  
Versuch? Urteil des Europäischen Gerichtshofs vom 24.11. 2016 – Rechtssache Parris. EuZA Bd. 10 (2017), S. 407-417.  
Siehe auch: Baer, Susanne; Bittner, Melanie & Göttsche, Anna Lena. 2010. „Mehrdimensionale Diskriminierung – Begriffe, 
Theorien und juristische Analyse”. Berlin: Antidiskriminierungsstelle des Bundes.
16 Barskanmaz, Cengiz. 2011. „Rasse – Unwort des Antidiskriminierungsrechts?” in Kritische Justiz 3/2011, 382-389.

Welche Kategorien zählen?

In Deutschland wird häufig die Ansicht vertre-
ten, dass der Begriff ‚Rasse’ sowohl aus dem 
alltäglichen Sprachgebrauch als auch aus 
legalen Texten gestrichen werden sollte. Dies 
basiert auf der Begründung, dass der Begriff 
‚Rasse’ auf rassistischen Annahmen basiert, 
und somit Diskriminierung reproduziert. Ras-
sismusforschung jedoch zeigt, dass der Be-
griff ‚Rasse’ gerade deswegen benötigt wird, 
um die soziale Konstruiertheit der Kategorie 
herauszustellen und rassistische Diskriminie-
rung aktiv zu bekämpfen. ‚Rasse’ als sozial 
konstruierte Kategorie wird oft nicht wahrge-
nommen, und indem sie durch die Benutzung 
des Begriffs sichtbar gemacht wird, können 
auch die Auswirkungen dieser Kategorie hin-
reichend artikuliert und kritisiert werden. 
 
Schon bei näherer Betrachtung des Grund-
gesetzes lässt sich erkennen, dass die Ar-
gumentation, dass die Verwendung des 

Begriffes ‚Rasse’ per se rassistisch sei bzw. 
rassistisches Gedankengut reproduziere, 
falsch ist. Das Grundgesetz, das als histori-
sche Reaktion auf den Nationalsozialismus 
in Deutschland entstanden ist, positioniert 
sich klar gegen rassistische Ideologien. Die 
Verwendung des Wortes ‚Rasse’ im Grund-
gesetz ist als klar antirassistisch auszulegen, 
wenn der Verfassungskontext miteinbezogen 
wird. Wird ‚Rasse’ als grundsätzlich rassisti-
scher Begriff angesehen, so liegt dieser An-
sicht eine statische Auslegung von Sprache 
zugrunde. Gerade in rechtlichen Texten ist 
Sprache jedoch als dynamisch und kontext-
gebunden zu betrachten. Cengiz Barskanmaz 
fasst zusammen, dass „der sogenannte ‚Anti-
rassediskurs’ dem Rechtsbegriff Performativi-
tät zuschreibt, wo keine ist, gleichzeitig aber 
den performativen Charakter von Rasse als 
sozialer Konstruktion ausblendet.”16 
 
	 Der Antirassediskurs geht fälschlicher-
weise davon aus, dass wenn der Begriff ‚Rasse’ 
aus dem Sprachgebrauch verbannt wird, dies 
gleichzeitig auch Rassismus aus der Welt 
schafft. Er sieht ‚Rasse’ als extrem negativ 

3.2.
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konnotiert an, aber setzt sich nicht weiter mit 
rassismuskritischer Theorie auseinander. 
 
‚Rasse’ und ‚Rassismus’ werden nur mit dem 
Nationalsozialismus in Verbindung gebracht. 
Statt ‚Rasse’ wird ‚Ethnische Herkunft’ bevor-
zugt, was jedoch ein ebenso sozial konstru-
ierter Begriff ist, der in manchen Kontexten 
auf ebenso problematische Weise verwendet 
wurde wie ‚Rasse’. Ein rassismuskritisches 
Verständnis sieht vor, dass Rassifizierungs-
prozesse ständig sichtbar gemacht werden, 
ihre Komplexität und Allgegenwärtigkeit 
betont werden, und sie in den Vordergrund 
des Diskurses gerückt werden. Hierfür ist der 
Gebrauch des Begriffes ‚Rasse’ unbedingt nö-
tig. Es ist zu simpel und naiv, zu denken, dass 
das Verbieten des Begriffes ‚Rasse’ eine anti-
rassistische Handlung ist, die hilft, Rassismus 
endgültig aus der Welt zu schaffen. Es ist 
ebenso zu kritisieren, wenn der Begriff ‚Rasse’ 
umgangen wird, indem das Wort ‚Hautfarbe’ 
genutzt wird. Hierbei wird unsichtbar ge-
macht, dass ‚Hautfarbe’ ebenso ein willkür-
liches, soziales Konstrukt ist. Es entsteht der 
Eindruck, als seien Menschen wirklich durch 
ihre Hautfarbe zu unterscheiden.  
 
Würde der Begriff ‚Rasse’ aus dem Grundge-
setz gestrichen werden, brächte dies weite-
re Probleme mit sich. Es würde suggeriert 
werden, dass alle anderen Kategorien, die in 
Artikel 3 des GG aufgelistet werden, im Ge-
gensatz zu ‚Rasse’ keine sozialen Konstrukte, 
sondern biologische Kategorien sind. Dies ist 
besonders problematisch in Bezug auf die 
Kategorie ‚Geschlecht’. Zudem führt die Strei-
chung des Wortes ‚Rasse’ dazu, dass auch 
verwandte Worte wie ‚Rassismus’ aus dem 
legalen Diskurs verschwänden und durch 
andere, weniger zutreffende Begriffe ersetzt 
würden wie z. B. ‚ethnische Diskriminierung’. 
 

Wenn weiterhin darauf bestanden wird, dass 
‚Rasse’ aufgrund der deutschen Geschichte 
als Kategorie im deutschen Kontext nicht 
verwendet werden darf, verschließt sich 
Deutschland damit den internationalen und 
transnationalen Diskursen der kritischen 
Rassismusforschung. Ein deutscher Exzepti-
onalismus führt also nicht zu einem sensib-
leren Umgang mit dem Thema Rassismus, 
sondern lässt Deutschland im Gegenteil 
zurückfallen, wenn es um rassismuskritische 
Ansätze in Recht und Gesellschaft geht. Es 
ist außerdem naiv zu denken, dass Deutsch-
land eine besondere Position innehat.17 
Schließlich ist Deutschland zutiefst einge-
bunden in die globalen Systeme des Ko-
lonialismus und sollte sich internationalen 
postkolonialen Diskursen nicht entziehen. 
Deutscher Exzeptionalismus führt lediglich 
zu einem beschränkten, deutsch-zentri-
schen Verständnis von Rassismus. 
 
Barskanmaz fasst zusammen: „Das Argu-
ment ‚Rasse existiere nicht, daher ist es als 
Rechtsbegriff untauglich’ ist rassismus- 
theoretisch schlicht nicht vertretbar sowie 
rechts-methodisch mangelhaft.” Nur durch 
eine systematische Auslegung von ‚Rasse’ 
können auch intersektionelle Formen der 
Diskriminierung sichtbar gemacht werden.  
 
Ohne den rechtlich-politischen Begriff  
‚Rasse’ wird die Reichweite von Intersektio- 
nalität in Deutschland drastisch reduziert. 
Eine solche Einschränkung begrenzt die 
effektive Bekämpfung von rassistischer 
Diskriminierung aus einer intersektionellen 
Perspektive. Zum Beispiel spielt sich die 
Diskriminierung von muslimischen Frauen 
mit Kopftuch nicht nur auf der Ebene der 
Religionsfreiheit, sondern auch auf der  
rassistischen Ebene ab. 

17 ebd. 18 Alle Übersetzungen aus dem Englischen stammen, soweit nicht anders angegeben, vom Autor dieses Beitrags.

der Messung von
Ansätze und Probleme

mehrfachdiskriminierung
18
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Dieser Teil wurde von Dr. Fatih Uenal  
(DeZIM-Institut) verfasst.  
 
„Das Problem des 20. Jahrhunderts ist das 
Problem der Farblinie“ (1903). Dieser inzwi-
schen weltberühmte Satz stammt von W.E.B. 
Du Bois, einem renommierten U.S.-ameri-
kanischen Soziologen.19 Diese Vorhersage 
wurde in unzähligen Büchern und Artikeln 
bis ins 21. Jahrhundert wiederholt und stößt 
auch heute noch auf große Resonanz auch 
weit außerhalb der US-amerikanischen 
Diskurse, in welcher sie ursprünglich ent-
standen ist. Weniger bekannt hingegen ist 
eine Aussage von W.E.B. Du Bois, welche 
Jahrzehnte später, nach seinem Besuch 
des Warschauer Ghettos 1952, im Magazin 
Jewish Life erschienen ist, und eine radikale 
Neukontextualisierung und Relativierung 
seiner ursprünglichen Aussage vornimmt: 
 
„Das Ergebnis dieser drei Besuche und  
insbesondere meines Blicks auf das 
Warschauer Ghetto war weniger ein klareres 
Verständnis des jüdischen Problems in der 
Welt als vielmehr ein wirkliches und voll-
ständiges Verständnis des ‚Negro-Problems’. 
Erstens war das Problem der Sklaverei, 
Emanzipation und Kaste in den Vereinigten 
Staaten für mich keine eigenständige und 
einzigartige Sache mehr, wie ich sie mir so 
lange vorgestellt hatte. Es war nicht nur eine 
Frage der Farbe und der physischen und ras-
sischen Eigenschaften, was für mich beson-
ders schwer zu begreifen war, da die Farbli-
nie ein Leben lang eine echte und wirksame 
Ursache für Elend gewesen war… Nein, das 
Rassenproblem, an dem ich interessiert war, 
schnitt über die Grenzen von Farbe und Kör-
perbau und Glauben und Status hinweg und 
war eine Frage von kulturellen Mustern, per-

noch entscheidendes Thema zu fokussieren: 
Die Erstellung von Ethnizitäts- und Rassen-
statistiken. 
 
Der Bedeutung, Komplexität und Kontextu-
alität der statistischen Erfassung von Ethni-

versen Lehren und menschlichem Hass und 
Vorurteilen, die alle möglichen Menschen 
erreichten und die allen Menschen endloses 
Leid verursachen konnte.“20 
 
Diese Aussage ist insofern bemerkenswert, 
als dass sie die Komplexität und Kontextu-
alität von sozialen Kategorisierungs- und 
Stratifizierungsprozessen im Kontext von 
Macht, Status, Kultur und Historizität auf-
zeigt und jeder vereinfachenden Sicht auf 
diese Prozesse entschieden entgegen-
stellt. Sie ist weiterhin auch dahingehend 
bemerkenswert, als dass sie auf eine für 
Kontinentaleuropa und insbesondere für 
die Bundesrepublik Deutschland maß-
gebende historische Spezifität hinweist, 
nämlich dass jeder Diskurs um soziale und 
ökonomische Hierarchien zwischen ver-
schiedenen soziokulturellen Gruppen in 
Deutschland in allererster Linie auch ein 
Post-Holocaust Diskurs ist. An zweiter Stel-
le eröffnen sich jetzt hier und dort Diskur-
se zu Post-Migrantischen Verhältnissen.21 
Die zentrale Botschaft in W. E. B. Du Bois’ 
weniger bekannten späteren Werk, dass 
Rassismus und Diskriminierung nicht alleine 
eine eindimensionale Frage von Schwarz/
Braun gegen Weiß, oder Frau gegen Mann, 
oder Oben gegen Unten sein kann, ist das 
Leitmotiv dieses Beitrags. 
 
Vor diesem Hintergrund stellt sich als erstes 
die Frage: Wenn nicht die ,Farblinie’ das Pro-
blem des 21. Jahrhunderts ist, sondern ethni-
sche und rassistische Diskriminierung alle 
Menschen – auch unabhängig von Hautfar-
be – überall betreffen kann, was nützen uns 
Kategorien wie Rasse, Ethnizität und/oder 
Hautfarbe? Das Ziel dieses kurzen Beitrags 
ist es, auf ein eng gefasstes, aber immer 

zität und/oder Rasse will ich mich unter den 
folgenden drei Fragestellungen annähern: 
Sollten wir Ethnizität und/oder Rasse er-
fassen? Wie sollten wir Ethnizität und/oder 
Rasse erfassen? Warum sollten wir Ethnizität 
und/oder Rasse erfassen?

Sollten wir Ethnizität und Rasse 
erfassen?

Gruppengrenzen, gemessen an Bevölke-
rungs- und Sozialstatistiken, variieren von 
Land zu Land, und nur sehr wenige Defini-
tionen sind wirklich universell oder einheit-
lich: Lokale soziale Konventionen, politische 
Traditionen, gesetzliche Verbote und politi-
sche Bewegungen legen unterschiedliche 
Gruppennormen und -definitionen fest. Bei 
diesen Kategorien handelt es sich nicht nur 
um wissenschaftliche Kategorien, die allein 
geschaffen wurden, um den demografischen 
Wandel zu messen oder um eine Bestands-
aufnahme der ‚wahren und authentischen‘ 
Identität vorzunehmen. Sie sind sozial kons- 
truiert, beeinflusst von bestehenden (und 
sich verändernden) Machtverhältnissen, 
nationalen Imaginationen und Stereotypen, 
rechtlichen Verfahren und historischen Pro-
zessen. 

	 Die statistische Darstellung von Vielfalt 
ist ein komplexer Prozess, der die Grundlagen 
von Gesellschaften und ihren politischen Ent-
scheidungen aufdeckt. Somit besteht eine Kluft 
zwischen der offensichtlichen ethnischen und/
oder rassischen Vielfalt in den meisten Ländern 
der Welt und der Art und Weise, wie diese Gesell-
schaften sich selbst wahrnehmen und in offiziel-
len und sozialen Statistiken dargestellt werden.

Wir sind kategorisch verschieden, manch-
mal sichtbar, manchmal unsichtbar un-
terschiedlich und unter Umständen in 
Kategorien eingeteilt, die für diese Vielfalt 
verantwortlich sind. 
 
Die Erhebung ethnischer und rassifizierender 
Daten ist in vielen Ländern der Welt höchst 
umstritten. Die Antwort auf die Frage „Soll-
ten wir Ethnizität und/oder Rasse erfassen?“ 
umfasst dabei zwei Kerndimensionen: eine 
ethische und eine pragmatisch-politische. 
Alle Gesellschaften der Welt – bis auf ganz 
wenige Ausnahmen – sind hierarchisch or-
ganisiert. Seit Jahrzehnten werden ethnische 
und rassifizierende Klassifikationen konzipiert 
und verwendet, um gesellschaftliche Hierar-
chien aufzubauen, bestehende rassische und 
ethnische Hierarchien und Ungleichheiten 
zu fördern und zu legitimieren.22 Die Kons-
truktion und Erhebung von ethnischen und 
rassifizierenden Daten ist somit historisch 
eng mit Ausbeutung, Unterdrückung und Un-
gleichheitsideologien verknüpft. Die Gründe 
für die Erhebung ethnischer und rassifizieren-
der Daten haben sich zwar im Laufe des 20. 
Jahrhunderts dramatisch geändert, aber auch 
wenn der Zweck und die Bedeutung dieser 
Art von Daten sich geändert haben, bleiben 
grundsätzliche methodologische und ethi-
sche Fragen bestehen. Gesellschaften, in de-
nen solche Daten seit Jahrzehnten erhoben 
werden, müssen ihre Prozesse nicht mehr 
rechtfertigen. Diejenigen – wie beispielswei-
se auch Deutschland – die diese Tradition 

4.1.

19 Du Bois, W. E. B., 1903. The Souls of Black Folk, New York: New American Library, Inc, p. 19.
20 Du Bois, W. E. B., 1952. „The Negro and the Warsaw Ghetto”; Jewish Life, reprinted in The Social Theory of W. E. B. Du 
Bois, ed. Phil Zuckerman, Thousand Oaks, CA: Pine Forge Press, 2004, pp. 45–46.
21 Foroutan, Naika, 2019. Die postmigrantische Gesellschaft. Ein Versprechen der pluralen Demokratie. Transcript Verlag. 22 Sidanius, J., & Pratto, F. (1999). Social Dominance. Cambridge: Cambridge University Press. 
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nicht (mehr) haben, stehen vor der Herausfor-
derung, der Öffentlichkeit die Gründe für die 
Nützlichkeit solcher Statistiken zu erläutern. 
Stellt die Unterscheidung und Charakterisie-
rung von Bevölkerungsgruppen nach ihrer 
ethnischen Herkunft ein Stigmatisierungsrisi-
ko dar oder ist sie im Gegenteil ein Vorteil für 
die Messung und Erklärung von Diskriminie-
rung und für die Forderung nach partizipato-
rischer Politik?  
 
Die Verwendung ethnischer Kategorien ist 
nicht unproblematisch, und eine wachsende 
Menge von Literatur diskutiert die soziale und 
politische Bedeutung solcher Kategorien. So-
zial konstruiert, kulturell geprägt, biologisch 
determiniert oder genetisch angelegt: Die 
Definitionen von Rasse und Ethnizität als Kon-
zepte und Kategorien sind alles andere als 
stabil und werden von Wissenschaftler*innen, 
politischen Entscheidungsträger*innen und 
der öffentlichen Meinung beeinflusst. Bevöl-
kerungsstatistiken zielen nicht nur darauf ab, 
Kenntnisse über die jeweiligen demografi-

schen Dynamiken zu gewinnen, sie sind auch 
ein Maßstab für die Politik und tragen zur 
(Wieder-) Herstellung bzw. Rekonzeptuali- 
sierung der nationalen Identität bei. 
 
Offizielle (und wissenschaftliche) statistische 
Kategorisierungen reflektieren und beeinflus-
sen somit sowohl die Strukturunterschiede 
innerhalb von Gesellschaften als auch die 
allgemeinen sozialen Repräsentationen. Als 
Konventionen bieten Kategorisierungen arbi-
träre Definitionen der sozialen Objekte, die sie 
beschreiben sollen, aber diese Definitionen 
ergeben sich ebenfalls aus historischen, sozi-
alen und politischen Verhandlungsprozessen 
zwischen offiziellen Behörden und sozialen 
Kräften. Bevölkerungsstatisken sind in dieser 
Hinsicht ein strategischer ‚Ort‘, an dem sich 
die offiziellen Statistiken mit Ansichten über 
Rasse und ethnische Zugehörigkeit auseinan-
dersetzen. In diesem Sinne reflektieren Bevöl-
kerungszählungen mehr als soziale Realitäten 
– sie beteiligen sich auch in entscheidendem 
Maße an der Konstruktion dieser Realitäten. 

23 Roth, W. D. 2016. The multiple dimensions of race. Ethnic and Racial Studies, 39(8), 1310–1338. 
https://doi.org/10.1080/01419870.2016.1140793
24Communication from the Commission to the Council and the European Parliament, COM(2006) 643, Brussels, 30/10/2006.

Wie sollten wir Ethnizität  
und Rasse erfassen?

Methodische Fragen zur Erfassung der ethni-
schen oder der rassischen Zugehörigkeit bei 
Bevölkerungszählungen, Bevölkerungsbe-
fragungen und wissenschaftlichen Untersu-
chungen sind ebenso wichtig wie die anfäng-
liche Entscheidung, diese zu erfassen. Bis zu 
einem gewissen Grad ist es unmöglich, die 
Ethik der Datenerhebung und die Methodik 
der Bevölkerungszählung oder Erhebung zu 
entflechten. 

	 Tatsächlich gibt es so viele Möglichkei-
ten, Ethnizität und Rasse zu definieren, dass 
es eine Herausforderung ist, die besten und 

Warum sollten wir Ethnizität  
und Rasse erfassen?

„Der Mangel an ethnischen Daten in den 
meisten Mitgliedstaaten (der EU, Anm. d. Verf.) 
könnte eine ordnungsgemäße Überwachung 
der Anwendung des Gemeinschaftsrechts be-
hindern. […] Es ist daher Sache der Mitgliedstaa-
ten, zu entscheiden, ob ethnische Daten zur 

und konsistente Identität empfinden, sondern 
als eine Reihe zum Teil widersprüchlicher 
Dimensionen. Diese Mehrdimensionalität 
von ethnischer bzw. rassischer Identifikati-
on beinhaltet zum Beispiel, wie eine Person 
ihre Ethnizität bzw. Rasse selbst identifiziert, 
wie sie von anderen wahrgenommen wird, 
wie sie glaubt, von anderen wahrgenommen 
zu werden, was sie unter den vordefinierten 
Optionen in Bevölkerungsbefragungen oder 
anderen Erhebungen angibt, ihre Hautfarbe 
und andere Aspekte ihres Phänotyps (visuell 
und interaktionsbasiert) und ihrer ethnischen 
Abstammung (Geburtsort, Geburtsorte der 
Eltern etc.). Diese Dimensionen beeinflussen 
sich selbstverständlich gegenseitig, müssen 
aber nicht notwendigerweise identisch sein.23 
Diese Mehrdimensionalität von ethnischer 
und/oder rassischer Zugehörigkeit macht ihre 
Erfassung besonders komplex. Hinzu kommt, 
dass neben der ethnischen und/oder rassi-
schen Gruppenzugehörigkeit auch weitere 
Gruppendifferenzen, wie z. B. sozio-ökonomi-
sche Klasse, Geschlecht, sexuelle Orientie-
rung, Alter, Behinderung usw. ebenfalls eine 
entscheidende Rolle im Kontext von Diskrimi-
nierungserfahrungen spielen und somit inter-

gebräuchlichsten Praktiken in diesem Bereich 
unter Berücksichtigung der historischen, sozio- 
ökonomischen und politischen Besonderhei-
ten jeder Gesellschaft zu finden. 
 
Im deutschen Kontext wird zunehmend kriti-
siert, dass die in amtlichen Statistiken und 
empirischen Studien verwendete Kategorie 
des ‚Migrationshintergrunds‘ nicht ausrei-
chend ist, um die vielschichtigen und ganz 
unterschiedlichen Diskriminierungserfah-
rungen zu erfassen, denen Menschen in der 
Einwanderungsgesellschaft ausgesetzt sind.  
 
Dies ist in erster Linie der besagten metho-
dischen und historischen Schwierigkeit der 
Messung von Ethnizität und Rasse geschul-
det. Aktuelle Forschung zum Thema zeigt 
ferner, dass immer mehr Menschen Ethnizität 
und Rasse nicht als einzige, eindimensionale 

Erstellung von Statistiken zur Bekämpfung von 
Diskriminierungen erhoben werden sollen oder 
nicht, sofern die in der Datenschutzrichtlinie 
festgelegten Garantien eingehalten werden.“24 
 
	 Die Europäische Kommission betonte 
bereits 2006 die entscheidende Rolle, welche 
der statistischen Erfassung von Ethnizität und 
Rasse bei der Umsetzung von Antidiskriminie-
rungsmaßnahmen zukommt.

sektionelle Perspektiven auf den Themenkom-
plex Diskriminierung sinnvoll sind. Schließlich 
ist davon auszugehen, dass sich die Relevanz 
der einzelnen Dimensionen von ethnischer 
und/oder rassischer Zugehörigkeiten (Selbst- 
und/oder Fremdzuschreibungen) je nach 
potenziellen Diskriminierungskontexten (Woh-
nungsmarkt, Arbeitsmarkt, Bildung, Alltag, Ge-
sundheitssystem) unterschiedlich auswirken. 
Die Entwicklung von Erhebungsinstrumenten, 
welche Ethnizität und/oder Rasse im Kontext 
von alltäglichen Diskriminierungserfahrungen 
und struktureller, institutioneller und histori-
scher Benachteiligung erfassen wollen, müss-
te zumindest ansatzweise versuchen, dieser 
Komplexität von Gruppenidentitäten und  
-zugehörigkeiten gerecht zu werden. Sie 
müsste insbesondere auch Ethnizität und/
oder Rasse zusammenbetrachten mit Ge-
schlecht, Klasse und weiteren identitätsstif-
tenden Gruppenzugehörigkeiten, da jede 
einzelne dieser Zugehörigkeiten mit ihrer je-
weils eigenen potenziellen Diskriminierungs-
vulnerabilität verbunden ist und ferner mit 
Mehrfachviktimisierungen (additiv, subtraktiv, 
interaktiv positiv, interaktiv negativ, multiplika-
tiv, akkumulativ) verbunden sein kann.  

4.2.

4.3.
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Insbesondere gilt dies bei der benötigten Ver-
stärkung der gesellschaftlichen Kapazitäten zur 
Gewährleistung des sozialen Zusammenhalts 
und zur Förderung von Vielfalt und Gleichstel-
lung. In der Überzeugung, „dass es schwierig ist, 
politische Maßnahmen [...] ohne gute Daten zu 
entwickeln und effektiv umzusetzen“, empfiehlt 
die Europäische Kommission „die Erhebung von 
Daten, im Einklang mit den europäischen Geset-
zen, Verordnungen und Empfehlungen zum Da-
tenschutz und zum Schutz der Privatsphäre, die 
für die Bewertung der Lebenssituation und der 
Erfahrungen von Gruppen hilfreich sind, welche 
besonders von Rassismus, Fremdenfeindlichkeit, 
Antisemitismus, Gewalt und Intoleranz betroffen 
sein könnten.” Diese Position wurde auch vom 
Komitee der Vereinten Nationen zur Beseitigung 
von Rassendiskriminierung (CERD; siehe Banton 
2001) gebilligt.25 
 
Obwohl sich Teile der Diskussion über Sozialsta-
tistik und ethnische/rassische Vielfalt manch- 
mal überschneiden, ist es möglich zu untersu-
chen, warum es konstruktiv ist, Ethnizität und/
oder Rasse zu erfassen. Was sind kennzeich-
nende Merkmale der rechtlichen, sozialen und 
wirtschaftlichen Integration? Können ethnische 
Statistiken eine Rolle bei der Unterstützung des 
sozialen Wandels spielen und für mehr soziale 
und ökonomische Teilhabe sorgen? Wie erken-
nen wir das Vorhandensein und Ausmaß von 
Diskriminierung, setzen Gleichstellungsmaßnah-
men um und bewerten deren Auswirkungen? All 
diese Fragen erfordern innovative Datenquellen 
(z. B. Verwaltungsdaten und Längsschnittunter-
suchungen), deren künftige Ausrichtung sorgfäl-
tig geprüft werden muss.  
 
Am DeZIM-Institut arbeiten wir aktuell zusam-
men mit migrantischen Selbstorganisationen, 
der Antidiskriminierungsstelle des Bundes, der 

sowie Kontaktdaten von Drittpersonen für 
eventuelle Rückfragen und Beschwerden. Des 
Weiteren richten wir uns strikt nach aktuellen 
datenschutzrechtlichen Kriterien (DSGVO)27, 
und berücksichtigen – soweit im Sinne der 
spezifischen Forschungsfrage – auch ferner 
nach Empfehlungen aus den entsprechen-
den Migrantischen Selbstorganisationen28 
Hierzu gehören die folgenden Richtlinien für 
die Erhebung von Antidiskriminierungs- und 
Gleichstellungsdaten, welche durch die bisher 
aufgeführten Richtlinien nicht bzw. nur teilwei-
se gedeckt sind: (I) Möglichkeit zu(r) ethni-
schen Selbstidentifikation(en) der Befragten 
(offene Angaben); (II) Möglichkeit zur Angabe 
von mehreren ethnisch – national – kulturell – 
ideologisch – religiös – X – Gruppenidentifika-
tionen, hybriden, bi-/tri-/X*Y-/trans/intersek-
tionale Identitäten; und (III) selbstbestimmte 
Angabe von Diskriminierungserfahrungsmo-
dalitäten (additiv, subtraktiv, interaktiv positiv, 
interaktiv negativ, multiplikativ, akkumulativ), 
Diskriminierungserfahrungsdimensionalitäten 
(individuell <-> gruppenbezogen/erfahren <-> 
beobachtet) und Diskriminierungsstrukturali-
täten (institutionell/strukturell/historisch). 

Das in Entwicklung befindliche Instrument 
wird somit in Deutschland das erste, nach 
höchsten wissenschaftlichen Gütekriteri-
en konzipierte, nach forschungsethischen 
und datenschutzrechtlichen Bestimmungen 
durchleuchtete und getestete Erhebungs-
instrument für die Erfassung von ethnischer 
Zugehörigkeit sein. Geplant ist zudem eine 
zukünftige Verwendung des Instruments zur 
Beleuchtung von Fragen nach Gleichstellung 
und Diskriminierung in öffentlichen Verwaltun-
gen und Einrichtungen, im Bildungs- und Ge-
sundheitssystem, auf dem Arbeitsmarkt und 
in allen weiteren gesellschaftlich relevanten 

Humboldt Universität zu Berlin und der Harvard 
University an der Entwicklung eines innova-
tiven Kategoriensystems zur Erhebung von 
ethnischer Zugehörigkeit (X*Yz Dimensionen), 
welches der oben kurz erläuterten Komplexi-
tät des Phänomens ethnischer Diskriminierung 
wissenschaftlich gerecht zu werden versucht. 
Dabei werden neben der wissenschaftlichen 
Reliabilität und Validität des zu entwickelnden 
Kategoriensystems und seiner Operationa-
lisierung auch höchste forschungsethische 
und datenschutzrechtliche Anforderungen 
berücksichtigt und umgesetzt. Ein besonderes 
Augenmerk liegt dabei auf speziellen daten-
schutzrechtlichen und forschungsethischen 
Fragestellungen, welche bei der Konzipierung, 
Erhebung, Speicherung und Auswertung von 
sensiblen Daten zu vulnerablen Populatio-
nen berücksichtigt werden müssen.26 Hierzu 
gehören unter anderem (I) die Freiwilligkeit 
der Teilnahme; (II) die Möglichkeit, jederzeit 
die Teilnahme an Befragungen abzubrechen; 
(III) eine Ausführliche Aufklärung über den 
Sinn und Zweck der Befragungen; (IV) eine 
Aufklärung über die Art, Dauer und Orte der 
Speicherung der erhobenen Daten; (V) eine 
Gewährleistung der Anonymität der Befragten, 
welche keine Rückschlüsse von Angaben aus 
den Befragungen auf identifizierbare Perso-
nendaten zulässt. (getrennte Speicherung 
von personenbezogenen Daten und Angaben 
aus den Befragungen durch standardisierte 
Anonymisierungsverfahren); (VI) informierte 
Einverständniserklärung der Teilnehmenden; 
(VII) Einhaltung des Prinzips der Nichtschädi-
gung von allen an der Datenerhebung, -aus-
wertung und -anwendungen Beteiligten; (VIII) 
Informationen zur Dauer und Anforderungen 
der Datenerhebung; (IX) Verschlüsselung von 
erhobenen Datensätzen; (X) Kontaktdaten 
der hauptverantwortlichen Forscher*innen 

Kontexten in denen strukturelle, institutionelle 
und alltägliche Diskriminierungen stattfinden.   
 
Ethnische oder rassische Daten werden (fast) 
nicht mehr gesammelt, um rassistische 
Sozialsysteme zu bewahren oder inakzeptable 
Hierarchien zwischen sozialen Gruppen 
aufrechtzuerhalten, sondern um objektive und 
subjektive Gruppenrealitäten zu beschreiben 
und um die Durchsetzung allgemein fort-
schrittlicher sozialer Programme zu erleichtern. 
Das Ausmaß und die Art der verschiedenen 
Formen der Diskriminierung zu messen, ist für 
die Formulierung, Überwachung und Bewer-
tung von Antidiskriminierungsmaßnahmen von 
entscheidender Bedeutung. Die Entschädigung 
für gegenwärtige Diskriminierung, die Geltend-
machung von Gruppenrechten, die Anerken-
nung des Minderheitenstatus und die Förde-
rung von kultureller Vielfalt haben in anderen 
nationalen Kontexten zur Entwicklung neuer 
Politiken wie bspw. integrativer oder positiv- 
affirmativer Maßnahmen geführt. Zu den neuen 
Herausforderungen, denen sich nationale Re-
gierungen, internationale Organisationen und 
die Zivilgesellschaft stellen müssen, gehört in 
der Tat eine wachsende politische und soziale 
Nachfrage nach evidenzbasierter Politik. Diese 
Nachfrage nach verlässlichen und differenzier-
ten Daten ist auch von dskriminierungsbetrof-
fenen Individuen und Organisationen mehrfach 
geäußert worden. Hierzu gehören auch Daten 
zur Betroffenheit von Diskriminierung auf Grund 
von ethnischer und/oder rassischer Gruppen-
zugehörigkeiten und weiteren diskriminie-
rungsrelevanten Gruppenidentitäten. Diese 
Maßnahmen erfordern, um wirksam zu sein, 
eine genaue Definition der Gruppengrenzen, 
welche die Sichtbarmachung von Diskriminie-
rungserfahrungen von spezifischen Gruppen 
erst ermöglichen. 

25 Banton, M. 2001 ‘Ethnic monitoring in international law: the work of the CERD’, in A.
26 Der Autor dieses Abschnitts hat eine forschungsethische Schulung absolviert (Collaborative Institutional Training  
Initiative – CITI for Social and Behavioral Research Investigators training at Harvard University on October 18, 2016).  
Siehe: https://provost.harvard.edu/use-human-subjects-research

27 Für aktuelle Datenschutzrichtlininen in der Wissenschaft siehe: https://www.ratswd.de/dl/RatSWD_Output5_ 
HandreichungDatenschutz.pdf
28 Siehe: https://neuedeutsche.org/fileadmin/user_upload/Publikationen/Dossier_Gleichstellungsdaten/NDO_ 
DOSSIER_RZ.pdf
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gestellter, die sich gegen Sanktionen richtete, 
die wegen Tragen des Kopftuchs über sie 
verhängt wurden. Laut des neuen Beschlusses 
sind pauschale Verbote von Kopftüchern und 
anderer religiöser Symbole verfassungswidrig. 
Sie sind nur gerechtfertigt, wenn im Einzelfall 
nachgewiesen werden kann, dass der Schleier 
eine konkrete Bedrohung für den Schulfrieden 
bzw. für die Neutralität des Staates darstellt.32 
Neutralitätsgesetze sind in Deutschland 
höchst umstritten; mehrere Frauen haben be-
reits Klage eingereicht wegen Diskriminierung, 
die sie als Kopftuchtragende erlitten hatten – 
einigen dieser Ansprüche wurden mit Ent-
schädigungen stattgegeben, andere wurden 
abgewiesen. 
 
Die rechtliche Debatte um ein Kopftuchver-
bot lässt sich auf eine intersektionelle Weise 
zerlegen, woraus sich wichtige Erkenntnisse 
ergeben. Zum einen ist das Konzept der Neu-
tralität keineswegs unpolitisch oder unvorein-
genommen. Es beruht auf einer Perspektive, 
aus der als neutral gilt, was einer „christlich 
und humanistisch geprägten abendländischen 
Tradition“ entspricht33, und stellt gleichzeitig 
alle religiös-weltanschaulichen Kleidungs-
stücke, Symbole oder sonstigen Merkmale, 
die nicht dieser Tradition entsprechen, unter 
den Generalverdacht der fehlenden Neut-
ralität. Unter dem Deckmantel der Neutra-
lität sind in der deutschen Gerichtspraxis in 
erster Linie kopftuchtragende Muslima von 
den Verboten betroffen,34 die somit aufgrund 
der Überschneidung ihrer Religion und ihres 
Geschlechts mittelbar im Bereich ihrer Berufs- 
und Religionsfreiheit diskriminiert werden. 

Wie sieht eine intersektio-
nelle Diskriminierungsbe-
kämpfung aus?

Fallbeispiele in  
Deutschland:

5.

Frauen mit Kopftuch auf dem  
Arbeitsmarkt

Die Tatsache, dass kopftuchtragende Frauen 
in diversen Bereichen Diskriminierung er-
fahren, ist europaweit anerkannt. Laut einer 
Studie, die 2016 vom European Network 
Against Racism (ENAR) durchgeführt wurde, 
sind muslimische Frauen überproportional von 
anti- muslimischem Rassismus und Diskrimi-
nierung betroffen.29 Dieser Rassismus übt sich 
nicht nur auf der persönlichen, individuellen 
Ebene aus, sondern wird auch rechtlich und 
politisch legitimiert. Ein Beispiel hierfür ist das 
umstrittene Berliner ‚Neutralitätsgesetz’, das 
in der Praxis ein Kopftuchverbot für Richte-
rinnen und Erzieherinnen bedeutet. Die erste 
gerichtliche Entscheidung über das Kopftuch 
in Deutschland fiel 2003, als Fereshta Ludin 
eine Klage gegen die Schulbehörde in Ba-
den-Württemberg einreichte, welche ihr 1998 
einen Lehrauftrag verweigerte weil sie den 
Hijab trug.30 Das Gericht entschied, dass die 
auferlegte Einschränkung der Schulbehörde 
keine rechtliche Basis hatte und daher Ludins 
Recht auf Religionsfreiheit verletzte.31 Aller-
dings gab das Gericht keine Grundlagen an, 
innerhalb derer ein Kopftuchverbot rechtlich 
angemessen wäre, was dazu führte, dass ver-
schiedene Bundesländer ihre eigenen, unter-
schiedlichen Verbote einleiteten – sogenannte 
‚Neutralitätsgesetze’. Die zweite Kopftuch-Ent-
scheidung des Bundesverfassungsgerichts 
fiel 2015 im Zuge einer Klage zweier Schulan-

5.1.

29 ENAR. 2016. „Forgotten Women: The impact of Islamophobia on Muslim women”, verfügbar unter:  
http://www.enar-eu.org/IMG/pdf/forgottenwomenpublication_lr_final_with_latest_corrections.pdf.
30 Open Society Justice Initiative. 2018. „Restrictions on Muslim women’s dress in the 28 EU Member States: Current law, 
recent legal developments, and the state of play”. New York: Open Society Foundations.
31 ebd.
32 ebd.
33 Mangold, K., „Justitias Dresscode: Wie das BVerfG Neutralität mit „Normalität“ verwechselt”,  
Verfassungsblog vom 6.7.2017.
34 ebd.
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Muslima den Spill-Over Effekt, dass solch eine 
Benachteiligung auf dem Arbeitsmarkt und 
in anderen Bereichen als akzeptabel gilt und 
normalisiert wird, wodurch die Auswirkungen 
des Gesetzes über seine Zuständigkeit hinaus-
gehen. Dies führt dazu, dass auch Arbeitgeber 
im privaten Sektor, der außerhalb der gesetz-
lichen Zuständigkeit des Neutralitätsgesetzes 
liegt, es für anständig halten, Kopftuchtragen-
de zu diskriminieren.

wird in Deutschland als Schirmbegriff für 
zahlreiche, vielfältige Gruppen und Angehö-
rige von Gemeinschaften benutzt, die grob 
gefasst eine historische Herkunft vom indi-
schen Subkontinent teilen, und deren Migra-
tionsgeschichte nach Europa auf Jahrhun-
derte zurückgeht. Rroma bilden momentan 
die größte ethnische Minderheit in Europa.36 
Feindseligkeit, Vorurteile und Diskriminie-

Diskriminierung handelte.44 Auch in Deutsch-
land klagte im Jahre 2017 der 20-Jährige Ne-
had Mihailovic gegen das Land NRW, weil er 
aufgrund eines Einstufungstests im Alter  
von sieben Jahren fälschlicherweise als 
geistig behindert erklärt wurde und daraufhin 
den Rest seiner Schulzeit auf einer Förder-
schule verbrachte. Zur Zeit des Einstufungs-
tests sprach Mihailovic nur Romanes, was die 
Schulbehörde mit einer niedrigen Intelligenz 
in Verbindung brachte.45 Nach der Gerichts-
entscheidung erhielt Mihailovic Schadenersatz 
– sein Fall deutet jedoch auf ein tieferliegen-
des Problem im deutschen Bildungssystem.  
Die Einstufung und Schichtung von jungen 
Schüler*innen nach einer Methode, welche 
Faktoren wie z. B. mangelnde Sprachkennt-
nisse nicht berücksichtigt, führt in der Praxis 
dazu, dass Kinder aufgrund ihrer Ethnizität ab-
gesondert und benachteiligt werden. Aus die-
sem Grund sind Migrant*innen an deutschen 
Förderschulen überrepräsentiert.46 Der inter-
sektionelle Aspekt solcher Diskriminierung 
betrifft die Verschränkung von Klasse und 
Ethnizität. Die strukturelle Benachteiligung 
von vielen Rroma aufgrund von mangeln-

Unabhängig von den mannigfaltigen und in-
dividuellen Gründen, aus denen eine Muslima 
ein Kopftuch trägt, symbolisiert das Kopftuch 
im öffentlichen Diskurs eine unmündige Frau, 
die neben mangelnder Emanzipation für eine 
Abkehr von westlich-demokratischen Werten 
steht – das Kopftuch fungiert dabei als Projek-
tionsfläche anti-islamischer Ressentiments.35 
Darüber hinaus hat die rechtlich legitimier-
te Diskriminierung von kopftuchtragenden 

Rroma-Kinder im Bildungssystem 

Ein weiterer Fall, den wir im intersektionellen 
Kontext betrachten wollen, ist die Diskrimi-
nierung von Sinti und Rroma in Deutschland 
und anderen europäischen Ländern. ‚Rroma’ 

rung gegenüber Rroma haben tiefe histori-
sche Wurzeln. Rroma waren bereits im 18. 
Jahrhundert aggressiven Integrationsstrate-
gien in die Mehrheitskultur ausgesetzt, wie 
zum Beispiel der erzwungenen Trennung von 
Rroma-Kindern von ihren Familien.37 Auch 
in jüngerer Zeit gab es im Osten Europas 
Anti-Rroma-Pogrome, und in Deutschland 
wurden Rroma während des Holocaust/
Porajmos von der Nationalsozialistischen 
Regierung verfolgt und ermordet.  
 
Diese Geschichte wirkt sich zweifellos auch 
auf die gegenwärtige Behandlung von Rroma 
aus. Die Diskriminierung von Rroma in Eu-
ropa, besonders im Bildungssystem, wurde 
bereits weitgehend erforscht.38 39 40 Auch in 
Deutschland ist die strukturelle Benachteili-
gung von Kindern mit Migrationshintergrund 
im Schulsystem anerkannt,41 42 43 wobei die 
Situation insbesondere von Rroma weniger 
gut erforscht ist. Im bereits erwähnten Fall 
D.H. and Others v. the Czech Republic stellte 
der EGMR fest, dass es sich in der überpro-
portionalen Vertretung von Rroma-Kindern in 
tschechischen Sonderschulen um indirekte 

35 Barskanmaz, C. 2009. „Das Kopftuch als das Andere: Eine notwendige postkoloniale Kritik des deutschen Rechts- 
diskurses„ S. 374, 378.

Die Abschaffung des Neutralitätsgesetzes und das damit 
verbundene Verbot von religiöser Bekleidung für alle betrof-
fenen, darunter Richter*innen und Erzieher*innen. Dies würde 
einen wichtigen Schritt zur Beendigung von rechtlich legiti-
mierter Diskriminierung von Minderheiten bedeuten, beson-
ders von muslimischen, kopftuchtragenden Frauen.
 
Proaktiv Initiativen fördern, damit der Gerichtssaal die Vielfalt 
der Gesellschaft widerspiegeln kann und dadurch mit der 
Idee eines pluralistischen, demokratischen Rechtsstaats 
übereinstimmt.
 
Sensibilisierung für ein erweitertes und intersektionelles 
Verständnis von ‚Neutralität’, welches auch unterschiedliche 
Glaubensüberzeugungen vertritt und sichtbar macht.

Empfehlungen:

5.2.

36 „Roma Integration in EU Countries.“ European Commission. December 06, 2018. Accessed July 24, 2019.  
https://ec.europa.eu/info/policies/justice-and-fundamental-rights/combatting-discrimination/roma-and-eu/roma- 
integration-eu-countries_en
37 Cahn, Claude; Chirico, David; McDonald, Christina; Mohácsi, Viktória; Perić, Tatjana und Székely, Ágnes. 1998. „Roma 
and the Right to Education - Roma in the Educational Systems of Central and Eastern Europe.“ European Roma Rights 
Centre. Zugriffsdatum 24. Juli, 2019. http://www.errc.org/roma-rights-journal/roma-and-the-right-to-education-- 
roma-in-the-educational-systems-of-central-and-eastern-europe
38  European Union Agency for Fundamental Rights. 2014. „Education: The Situation Of Roma In 11 EU Member States“. 
Roma Survey – Data In Focus. Luxembourg: European Union. 
39 European Roma Rights Centre. „Roma and the Right to Education – Roma in the Educational Systems of Central and 
Eastern Europe”. Budapest: European Roma Rights Centre.
40 European Roma Rights Centre. 2017. „Thirsting For Justice – Europe’s Roma Denied Access To Clean Water And  
Sanitation“. Budapest: European Roma Rights Centre.
41 Open Societies Foundations. 2015. „Y, T & A v. Berlin Education Authority”. Berlin: Open Societies Foundations.
42 Open Societies Foundations. 2012. „A Hard Look at Discrimination in Education in Germany”. Berlin: Open Societies 
Foundations.
43 Open Societies Foundations. 2013. „In German Schools, a Quiet but Deep Discrimination Problem” Berlin: Open  
Societies Foundations.
44 ECtHR, D.H. and Others v. the Czech Republic [GC], No. 57325/00, 13 November 2007. 
45 Munzinger, Paul, und Bielicki, Jan. „Förderschüler Wider Willen.“ Süddeutsche.de. 7. März, 2017. Zugriffsdatum 24. Juli, 
2019. https://www.sueddeutsche.de/bildung/schule-foerderschueler-wider-willen-1.3408588 
46 Rometsch, Claudia, und Ekrem Senol. „Leben „behindert“ – Schadensersatz Für Ausländischen Sonderschüler.“ 
MiGAZIN. July 19, 2018. Zugriffsdatum 24. Juli, 2019. http://www.migazin.de/2018/07/19/schadensersat-fuer-elf- 
jahre-sonderschule
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dem Zugang zu wirtschaftlichen Ressourcen 
und dem Ausschluss vom Arbeitsmarkt setzt 
die Diskriminierung aus dem Schulsystem 
fort. Eine weitere Dimension, die solche Fälle 
intersektionell prägt, ist die Gender-Dimensi-
on. Diskriminierung gegen Rroma wird selten 
als Diskriminierung bezeichnet, sondern als 
soziales Problem, das mit Hilfe von sozialen 
Maßnahmen zu lösen sei. Zum Beispiel wird 

der systematische Ausschluss von Rroma-Kin-
dern aus den regulären Schulen als soziales 
Problem angegangen, indem Rroma-Familien 
beispielsweise geraten wird, ihren Kindern 
die deutsche Sprache besser beizubringen. 
Solche Narrative haben oft Rroma-Frauen als 
Leitfiguren, denn sie beruhen auf patriarcha- 
lischen, rassistischen und klassistischen Ste-
reotypisierungen.

Sensibilisierungsarbeit und Fortbildung für Erzieher*innen und 
Lehrkräfte, damit die negativen Auswirkungen von impliziten, 
potenziell unbeabsichtigten Stereotypen reduziert werden.
 
Eine Überholung des Diagnosesystems für Förderschüler*in-
nen, damit es in Zukunft die Besonderheiten von Kindern mit 
Migrationshintergrund und Kindern ethnischer Minderheiten 
berücksichtigt (z. B. mangelnde Sprachkenntnisse in Deutsch, 
mangelnde Erfahrung mit herkömmlichen Testsituationen und 
ein Mangel an konventionellem Bildungshintergrund – alles 
Faktoren, die weder die Intelligenz noch die mentalen Fähig- 
keiten eines Kindes widerspiegeln)
 
Die Betrachtung der Diskriminierung gegen Rroma als syste-
misches und strukturelles Problem – statt soziales Problem. 
Die Rahmung des Problems als soziale Frage verschärft die 
Diskriminierungsmuster. 

Eine kritische Analyse der Schichtung im deutschen Schul- 
system, das tiefsitzenden Klassismus und Rassismus aufweist.

Empfehlungen:

Frauen* mit Behinderung

Die Situation von Frauen* mit Behinderung ist 
ein weiterer Fall, in dem eine intersektionelle 
Analyse wichtige Aspekte aufdecken kann. 

5.3. Frauen* mit Behinderung erfahren aufgrund 
ihres Geschlechts und ihrer Behinderung 
mehrfache Diskriminierung, die sich auf 
verschiedene Aspekte ihres Lebens ausübt: 
besonders in der Gesundheitsversorgung, in 
der Aufnahme von Erwerbsarbeit und in der 
Ausübung der Mutterrolle haben negative 
Einstellungen und Stereotype gegenüber 
Frauen* mit Behinderungen beeinträchtigende 

Auswirkungen. Frauen* mit Behinderungen sind 
statistisch gesehen allen Formen von Gewalt 
deutlich häufiger ausgesetzt als Frauen* im 
Bevölkerungsdurchschnitt – sexualisierte Ge-
walt in der Kindheit und Jugend beispielsweise 
betrifft zwei- bis dreimal häufiger Frauen* mit 
Behinderung.47 Frauen*, deren Behinderungen 
Hilfeleistung in der Körperpflege erforderlich 
machen und die sich in Einrichtungen befin-
den, sind am stärksten von Gewalt betroffen. 
Frauen* mit Behinderung werden häufig in 
einer Art und Weise sozialisiert, die Gefühle 
der Anspruchslosigkeit und Wehrlosigkeit 
vermittelt.48 

Frauen* mit Behinderung sind oft einer ‚Neu-
tralisierung’ ihres Geschlechts ausgesetzt, 
was sich auf körperliche und sexuelle Aspekte 
erstreckt, indem ihnen die Anerkennung als 
legitime Partnerinnen und Mütter vorenthal-
ten wird. Somit gehören Zwangssterilisation 
und Abtreibungen zu den Missbräuchen, die 
Frauen* mit Behinderung erleiden. Darüber 
hinaus werden Frauen* mit Behinderung so 
dargestellt und sozialisiert, als wären sie dau-
erhaft auf Betreuung angewiesen, wodurch 
ihre Handlungsfähigkeit eingeschränkt wird.49 

47 Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend. 2012. „Lebenssituation und Belastungen von Frauen mit 
Beeinträchtigungen und Behinderungen in Deutschland” Bielefeld, Frankfurt, Berlin, Köln: BMFSFJ.
48 ebd.
49 Paierl, Silvia. 2009. „Gender und Behinderung: Benachteiligungskonstellationen von Frauen mit Behinderung am 
Arbeitsmarkt” Graz: Institut für Arbeitsmarktbetreuung und -forschung.
50 ebd.
51 Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrationsämter und Hauptfürsorgestellen. 2018. „Fachlexikon: Frauen, behinderte” 
https://www.integrationsaemter.de/Fachlexikon/77c3952i1p/index.html#
52 Eiermann, Nicole; Häußler, Monika; Helfferich, Cornelia. 2000. „Live, Leben und Interessen Vertreten – Frauen mit Be-
hinderung: Lebenssituation, Bedarfslagen und Interessenvertretung von Frauen mit Körper- und Sinnesbehinderungen”. 
Stuttgart ; Berlin ; Köln: Kohlhammer.
53 Beigang, Steffen; Fetz, Karolina; Kalkum, Dorina; Otto, Magdalena. 2017. „Diskriminierungs– erfahrungen in Deutsch-
land”. Hg. v. Antidiskriminierungsstelle des Bundes. Baden-Baden: Nomos.

Solch eine Sozialisation führt zu einer starken 
Überbehütung und Einhegung in den familä-
ren Rahmen von Mädchen mit Behinderung, 
und zu einem niedrigen Maße an Arbeitsmark-
torientierung.50 Dies spiegelt sich auch in der 
Erwerbstätigenquote, die in 2013 in Deutsch-
land bei Frauen mit Schwerbehinderung bei 
40 Prozent lag, verglichen mit Männern mit 
Schwerbehinderung (43 %) und Frauen ohne 
Beeinträchtigungen (70 %).51

Die Diskriminierung von Frauen* mit Behinde-
rung passiert nicht nur auf einer persönlichen, 
individuellen Ebene, sondern wird auch struk-
turell und institutionell legitimiert. Ein Beispiel: 
dass Frauen* mit Behinderung ständig auf die 
Hilfe und Unterstützung anderer angewiesen 
sind, erstreckt sich auch in die Richtung der 
finanziellen Abhängigkeit. Dies bezieht sich bei 
Personen mit Behinderung auf den Staat, aber 
Frauen* mit Behinderung erleben die hinzuge-
fügte Ebene der finanziellen Abhängigkeit auf 
ihre Ehepartner, deren Einkommen/Vermögen 
bei der Auszahlung von Leistungen mit an-
gerechnet werden.52 Dies erschwert es ihnen, 
persönliches Vermögen aufzubauen oder 
Immobilien zu erwerben.53



/
 In

te
rs

e
kt

io
n

al
it

ät
 in

 D
e

u
ts

ch
la

n
d

3736

Gender & Disability Mainstreaming. Dazu gehört die Einbe-
ziehung von Frauen* mit Behinderungen ‚in den Mainstream’, 
sowohl buchstäblich durch Bekämpfung der Ausgrenzung in 
Schulen/auf dem Arbeitsmarkt, als auch metaphorisch durch 
Erhöhung der Sichtbarkeit von Frauen* mit Behinderungen in 
den Medien und anderen gesellschaftlichen Sphären. Dies 
kann drei positive Auswirkungen haben: sowohl in Bezug auf 
die Befähigung von Frauen* mit Behinderungen als auch um 
mehr Verständnis in der Gesellschaft insgesamt zu fördern und 
der negativistischen Darstellung von Behinderung entgegen-
zuwirken. 

Sensibilisierung von Erzieher*innen, Pflegepersonal und 
medizinischem Personal54, um die besonderen Anfällig-
keiten von Frauen* mit Behinderungen für sexuelle und 
geschlechtsspezifische Gewalt zu verdeutlichen.
 
Förderung der Vorbildfunktion, indem mehr Frauen* mit 
Behinderung ermöglicht wird, Positionen als Ausbilder*in-
nen und Lehrkräfte einzunehmen.
 
Barrierefreiheit für Frauen* mit Behinderung in der Ge-
sundheitsversorgung, auf dem Arbeitsmarkt und bei der 
Vermögensbildung schaffen.

Empfehlungen:

Im Rahmen eines solchen Berichts ist es leider nicht möglich, auf die vielen For-
men von intersektioneller Diskriminierung einzugehen. Vielmehr ging es darum, 
den analytischen Rahmen von Intersektionalität im deutschen Kontext zu erwei-
tern und auf die Schwachstellen des Antidiskriminierungsrahmens in Deutsch-
land einzugehen – zum einen auf die eindimensionale Perspektive der Diskrimi-
nierungsbekämpfung und zum anderen auf den problematischen Umgang mit 
der Kategorie ‚Rasse’ im deutschen Kontext. Beide Schwachstellen sind sowohl 
Konsequenzen einer mangelnden intersektionellen Perspektive als auch gleich-
zeitig Voraussetzungen für diese. Ohne die Erweiterung der Palette an Antidiskri-
minierungsmaßnahmen, die sich weit über die individuelle Dimension erstreckt, 
kann intersektionelle Diskriminierung nur bedingt bekämpft werden. Ebenso 
wenig lässt sich eine intersektionelle Perspektive auf Diskriminierung entwickeln, 
wenn rassistische Diskriminierung nicht vollständig erfasst und angegangen wird. 
Proxies wie ‚Migrationshintergrund‘ oder ‚Religion‘ reichen hier nicht aus. Aus die-
sem Grund ist die Frage der sogenannten Gleichstellungsdaten unerlässlich für 
die (intersektionelle) Diskriminierungsbekämpfung, vor allem was die strukturelle 
und institutionelle Dimension angeht. 

6. 
Fazit

54 Puschke, Martina und Faber, Brigitte. 2010. „Konkrete Maßnahmen von und für Frauen mit Behinderung zur Umsetzung 
der UN-Behindertenrechtskonvention”. Weibernetz e.V. 
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